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TANDESRAT | 
uraehreres IV. Wahlperiode/ 4. Sitzung. 
S FR nn 


3. Sitzungsperiode 1932. 


Stenographischer Bericht 
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über die an PaRatag den 12.Juli 1932 im Neuen 
Sitzungssaal des Ra hauses der Stadt Saarbrucken 
stattgefundene Sitzung des Landesrates. 


forsitzender Scheuer: Meine Dame und meine Herren! Ich eröffne 
hiermit die Sitzung ( 10 Uhr 10 Minuten). 


Die Kegierungskommission ist vertreten durch die Herren: 
Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar; 


Mnisterialrat Recktenwald, als Vertreter des Regierungss- 
ommissars für Volkswohlfahrt;. 


Oberregierungsrat Nayer, als Vertreter des Regierungskommis- 
sars für das Versicherungswesen; 
Regierungsrat \eurer, eng. 
Regierungsrat Germann, als Vertreter des Regierungskommissars 
für das Arbeitswesen. 


Von den NWitsliedern fehlen entschuldiet die Herren: 


Milhelm (Z)-Vehrden: Becker (Z)-Saarbrücken; 
a a  logene Baltes  iispır)- 
Hderchweiler. 


Die 
Tagesordnung 
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liegt Ihnen vor; sie umfaßt folgende Punkte: 
Begutachtung der Verordnungsentwurfe betreffend: 


1) Abänderung der Verordnung betr. die Einkommen- 
besteuerung vom 7.Deszember 1923, 28.April 1926, 
22.April 1927, 11.Juli 1927, 26.März 1929 und 
29. Januar 1931; 


2) Abänderung der Verordnung betr. die Erbebung einer 
Ispmeenesteuer Tom 8. Dezember 1923 und 28.April 


) 


3) Abänderung der Verordnung betr. die Besteuerung 
von Erbschaften und Schenkungen vom 24.0Oktober 1924, 


A) 
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4) AbEinde rung der Verordnung betr. die Umsatzsteuer vom 
8. Dezember 1923 re 1925, 28.April 1926, 27.Juli 
1328, 22 April 1927, 14. Sep tember 1927, 21.März 1928, 
‚Januar 1930, 9. Juli 1930 und 2.Mei 1982; 
5)Erhebung indirekter Steuern; 
6) Erhebung von staatlichen Grund-und Gebäudesteuern: 
7) Ände zung der Verordnung über die Erhebung einer 
e 
l 


Straßenbenutzungsgebühr von Kraftfahrzeugen von 
19.März 1930; 


8) Besoldungsreform der Kreis-und Gemeindebeamten und 
Angestellten; 


9) Fälligkeit und Verzinsung der Aufwertungshypotheken; 


10) Zugabewesen, unlauterer Wettbewerb und Einheitspreis- 
geschäfte; 2 


11) Sicherung des Bestandes der Sozialversicherungsträger; 


12) Nachtrag zu dem Verordnungsentwurf betr. Sicherung des 


Bestandes der Sozialversicherungsträger; i 


13) Änderung der im Saargebiet geltenden Gesetze, Verord- 
nungen und Ausführungsbestimmungen über Sozialver- 
sicherung; 


=: “ 
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14) Er änzung der Verordnung über Sozialversicherung von 
Unterstützungsempfängern der Erwerbslosenfürsorge, 


15) Verbot der Sonntagsarbeit in Bäckereien und Konditoreien: | 
16) Abänderung und Ergänz des Reichsgesetzes über den | 
Eieratüfinngsmirsite In der Yannunz des Gesetzes vom 
30.Mai 1908 (R.G.B1.08,5.381); i 
17) Verbot nächtlicher Geländeübungen und Märsche; 


18) Herstellung, Aufbewahrung oder Mitführen von Spreng- i 
körpern; 


19) Ausdehnung der Bestimmungen über die Polizeistunde auf 
ereine und geschlossene Gesellschaften; 


20) Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes; 
21) Verlängerung der Verordnung betr. das Vohnungswesen; 


22) Abänderung der Verordnung vom 28.5.1931 betr. Schon- 
zeiten des !ildes. 


Ich möchte die einzelnen Redner bitten, sich auf den Gegenstand 3 
zu beschränken, der zur Debatte steht. Ein jedes Mitglied hat i 


das Recht der freien Meinungsäußerung und därf durch Zwischen- ' 


rufe nicht behelligt werden. | 
Ferner möchte ich bitten, darauf zu achten, daß hier 4 


im Saale das Rauchen nicht gestattet ist sowohl fur die Mitglie- 
der des Hauses als auch der Zuhörer. 


Telefonisch wurde ich eben von Herrn Abgeordneten Baltes M 


verstänliet_ 
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verständigt, Herrn Brück mitzuteilen, daß die Nationalsoziali- 
stische Fraktion angesichts des Aorgelens der Regierungskon- 
6, 


nission in den Steuerfragen es able im Landesrat zu er- 
scheinen. 


„Iorenz(KP) zur Geschäftsordnung: Wir beantragen, daß in der 

heutigen Vollversammlung ausschließlich nur die Fragen der | 
Sozialversicherung und der Erwerbslosenfürsorge behandelt | 
werden. Mir können heute unmöglich die 22 Punkte, die auf der 
Tagesordnung stehen, erledigen. 










Isitzender: Ihre Meinung deckt sich mit der der anderen Fraktionen. 
| Die übrigen Vorlagen werden ja ın die Kommission zurückver- 
wiesen. 


k.iorenz (KP) zur Geschäftsordnung: ir haben an den Herım Regie- 
F runesvertreter die Anfrage gestellt uber das Unglück in lad- 
gassen. 





- Glocke des Vorsitzenden - 

witzender: Das hat mit der Geschäftsordnung nichts zu tun. 
(Abg. Lorenz versucht weiter zu reden) 

Ich entziehe Ihnen das Vbrt! 


(Zurufe der Kommunisten: Hört,hört!) 
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rsitzender: Das \ort hat Herr Abgeordneter Kiefer w 


IE. master (2): Meine Dame und meine !lerren! Um. Zeit einzusparen, 


at mich meine Fraktion beauftragt, folgende Punkte zusan- 
men zu behandeln: 


1) Sicherung des Bestandes der Sozialversicherungs- 
träger; 


2) Nachtrag zu dem Verordnungsentwurf betr. Sicherung 
des Bestandes der Sozialversicherungsträger; 


3) Änderung der im Saargebiet geltenden Gesetze, 
Verordnungen und Ausführungsbestimmungen über 
Sozialversicherung; 


4) Ergänzung der Verordnung über Sozialversicherung 
von Unterstützungsempfängern der Erwerbslosen- 
fürsorge; 


5) Verbot der Sonntagsarbeit in Bäckereien und Kon- 
ditoreien. 


Zu 1) Entm siner Verordnunz betr, Sicherunz des Bestan- 
des der Sozlalversicherunesträger. 


Dieser Entwurf stellt eine wortgetreue Abschrift 

der Notverordnung Ansehen Titels dar, die die Regierungs- 
kommission ohne Anhörung der gewählten Volksvertretung und 

er berufenen Vertretung der Versicherten am 17.Dezember 1931 
erließ und deren Vorschriften am l.Januar bezw. 1.Februar 
1932 in Kraft treten. Da der Entwurf schon dem früheren 
Landesrat vorgelegt worden war, haben wir erstmalig am 
5.Februar ds.Js. In einer Kommıssionssitzung dazu Stellung 
erganen. Dem alten Landesrat war eine Vera EL ERE der 
orlage infolge der bevorstehenden Neuwahlen zum Landesrat 
nicht mehr möglich. Schon am 5.Februar kam meine Fraktion 

zu einer grundsätzlichen Ablehnung des Entwurfes, da der 
Landesrat keine Notverordnung nachträglich sanktionieren 
kann. Die Sozialversicherungsgesetze gehören neben den 
Steuer-und anderen Gesetzen zu den Gesetzen, die am 11.No- 
vember 1918 im Saargebiet in Kraft waren. Nun bestimmt $ 23 
des en er Saarstatuts des Vertrages von Versailles, 
daß Änderungen an diesen Gesetzen durch die NEL OTUBEREOn- 
mission nach Anhörung der gewählten Vertreter der Bevölke- 
rung beschlossen und durchgeführt werden sollen. Diese An- 
hörung hat die Regierungskommission unterlassen, wodurch 

sie eigenmächtig eine Beschneidung des geringen Rechtes vor- 
genommen hat, das der Versailler erizag der gewählten Volks- 
vertretung im Saargebiet gelassen hat. Die Regierungskon- 
mission hat es somit selbst verschuldet, wenn wir wie auch 
der gene Landesrat eine grundsätzliche Ablehnung des heute 
zur Begutachtung vorliegenden Verordnungsentwurfes aus- 
Eerechen. "ir handeln hierin auch gemäß der Stellungnahme 
aller beruflichen Vertretungen der Arbeiterinnen, Arbeiter 
und Angestellten. Um aber zu einem praktischen Ergebnis für 
die Versicherten zu kommen, hatten wir der Regierungskon- 
mission TOTESSchingen, sämtliche Entwürfe, die die Sicherung 
des Bestandes der Sozialversicherungsträger betreffen, zu- 


rückzuziehen und dem Landesrat einen neuen Entwurf vorzule- 
en, der den Anderungsanträgen Rechnung trüge, die vom 

andesrat in verschiedenen Kommissionssitzungen und den Ver- 

tretern der Versicherten im Laufe des letzten a ST a 
ite 
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unterbreitet worden sind. Am 11.3.1932 wurde ja auch eine 
Verordnung zur Durchführung der Notverordnung usw. erlassen, 
die ebenfalls in den beantragten neuen Entwurf hätte ein- 
gearbeitet werden können, damit wieder ein übersichtliches 
und zusammenhängendes_ erk geschaffen worden wäre. Diesen 
durchaus billigen Verlangen ist man nicht nachgekommen. 
Es mag sein, daß man sich darauf berufen kann, im Reiche 
sei es auch nicht anders, was aber nicht gegen die Berech- i 
tigung und Nützlichkeit unserer Forderung spricht. fir l 
sind auch heute noch der Meinung, daß man Zusammengehörendes 
zusammenfassen müsse unter Berüc Ps chi gung dessen, was zur | 
Abstellung offensichtlicher llärten und Unterlassungen bezw. B 
unnötiger Härten unbedingt nötig ist, weshalb wir nochmals 4 
die Vorlage eines sammelentwurfs fordern, der unsere Forde- 
rungen berücksichtigt. | 

‚ Meine Dame und meine Herren! Da es zu weit führt, 
alle diese Anträge nochmals im lortlaut hier anzuführen, 
wollen wir es mit einer kurzen eana 80 mung bewenden lassen. 
Zunächst verweisen wir auf die Anträge der Urganisationen 
der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen, die am 
J 








‚März, 9.April, 24.Mai und, an späteren Terminen dieses n 
ahres der EN VORRROMBI.DEIOE zugeleitet wurden, worin "i 
berechtigte Abstellungen von Härten verlangt wurden. Es h 
wäre doch wünschenswert, wenn in einem neuen a a ae E 
entwurf diesen Änderungsanträgen, die die Sozialversicherung 
des Saargebietes in ihrem Bestande bestimmt nicht erschüttem, 
Rechnung getragen würde. 
odann verweisen wir auf den Antrag der Ange- 
stelltenorganisationen vom 7.Januar dieses Jahres, worin 
die notwendigen Änderungen bestimmter Para gpaen des Han- 
delsgesetzbuches Verangt werden, die durch Naßnahmen von 4 
Arbeitgebern geteniber gestellten EDEDAER gewisser Be- 4 
stimmungen der Notverordnung ( $ 16) unbedingt notwendig \ 
geworden sind. Nach diesem $ 16 ruht das Kranken-und Haus- 
eld BOLRUER, als der Versicherte während der Krankheit 
ür seine Angestellteneigenschaft Arbeitsentgelt erhält. r 
Der hiermit beabsichtigten Entlastung der Krankenversiche- j 
rung wird zu entgehen versucht, indem mit Angestellten 4 
Vereinbarungen getroffen werden, wonach im Krankheitsfalle y 
kein Gehalt gezahlt wird. Diesem unberechtigten Vorgehen I 
soll durch e3r DauutEegben Änderungen in den vorhin genann- | 
ten_Gesetzen ein Riegel vorgeschoben werden. Schon in der ' 
vorletzten Sal arteansung es Landesrates hat mein Frak- 
tionsfreund Blügel diese Forderungen der Angestellten hier 
vorgetragen und näher begründet. Eis heute ist die Regie- 
rungskommission dem durchaus ERROR Fi gten Forlangen der. BE 
Angestellten nicht agchg kommen, obschon es dem !bllen ih- ı 
rer Notverordnung ( $ 16) entspricht. 
"ir hatten weiter eine klarere Fassung des $ 20, 
bs. 2 des geltenden Gesetzes verlangt, weil sich bei der 4 
lhabung der Bestimmungen beim Zusammentreffen mehrerer 4 
einer Unfallrenten falsche ABB ESUngER aurch Versiche- j 
rungsträger ergaben. Inzwischen ist die Abteilung Versiche- "0 
rungswesen der Kegierungskommission unserer Auffassunf Ä 
durch eine authentische Erklärung beigetreten, außerdem = 
das Lendesversicherungsamt für das Saargebiet, sodaß es “ 
jetzt nur noch notwendig ist BeaRter Forderung nach einer "1 
eindeutigen gABBUnE des Abs.2 des $ 20 zu entsprechen. 
._ „fin weiterer Antrag unserer Fraktion bezweckt, 
daß Senäß $ 48 der geltenden Verordnung die Freigrenze von 
150 Franken monatlich auch bei den Bezügen in Anwendung 
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zu bringen ist, die nach dem l.Januar 1932 festgesetzt wur- 
den und noch werden, und daß außerdem für jene bezugs- 
erechtiste Kind ein entsprechender Freibe 


rag einzuführen 
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ist. Hier handelt es sich um eine Forderung, die eigentlich 
nicht mehr gestellt zu werden brauchte, da kein Unterschied 
zwischen alten -und neuen Renten gemacht werden dürfte und 
euch für den Kinderzuschuß ein Freibetrag eingeführt sein 
müßte. Hier wollen wir einschalten, daß auch die Bestin- 
mungen des Kap. 4, Abschnitt II, $ 1 der vierten Reichs- 
notverordnung im Saargebiet eingeführt werden müssen, wonach 
der Kinderzuschuß auch einem Dritten ausgehändigt werden 
darf, wenn dieser Dritte den Unterhalt des Kindes überwie- 
gend bestreitet. Diese Bestimmung gilt im Saargebiet nicht, 
aber es hat sich inzwischen herausgestellt, daß ihre Ein- 

ihrung notwendige ist. _ 

Die übrigen jnirdes meiner Fraktion gehen aus den 

Protokollen vom 3. und 9. Juni ds.Js. hervor. Einer davon 

erlanet die Festsetzung der Hinterbliebenenbezüge gemäß 

42 von Amtswegen, ein anderer die re ne über- 
hobener Beträge _aus der Sozialversicherung, insbesöndere 
bei einer Anzahl "itwen, ein weiterer die Einbeziehung al- 
ler !itwen, denen die Hinterbliebenenrente aus der Invali- 
denversicherung entzogen wurde in die gehobene Fürsorge 
ohne Prüfung der Bedürftigkeit und ein letzter die Miter- 
Yorsorenne geistig und körperlich gebrechlicher Kinder über 
das 15. Lebensjahr hinaus. _ N: 

Info ge der scharfen Anspannung der Sozialversiche- 

rungsträger haben wir uns auf Forderungen beschränkt, die 
die Dene]tigung unnötiger Härten verlangen und ohne wei- 
teres erfüllt werden können. Damit sie zur Erfüllung ge- 
langen, fordern wir nochmals die Vorlage eines neuen »an- 


melentwurfes, in dem unsere Anträge verwirklicht sind. 


Zu 2: Nachtrag zu dem Entwurf einer 


Verordnunz betreffend Sicherune des Bestande 
der Sozialversicherung per. 


Da wir der festen lleinung sind, daß ein einheit- 
licher Entwurf vorgelegt werden kann, müssen wir auch diesen 
zweiten Entwurf, der uns als Nachtrag zugegangen ist, ableh- 
nen, weil er praktisch gesehen, einen Teil der von der Re- 

Lerungskommission eigenmächtig erlassenen Notverordnung 

ildet. ‘ir verweisen ihn an die Kommission zurück. Eine 
mn. Anträge steht auch in unmittelbarem Zusammenhang nit 

estimmungen, die dieser zweite Entmurf enthält. Gerade die- 
ser zweite Entwurf zeigt die Notwendigkeit, alle Bestin- 
mungen und eh Do in einem Gesetz zusammenzufassen,da 
man Sich sonst nicht mehr zurechtfindet. Ein Versicherter 
draußen kann sich heute nicht mehr in den Bestimmungen der 
Sozialversicherungsgesetze auskennen. Bei der endgültigen, 
assung des Gesetzes wünschen wir weitgehende Berücksichti- 
pung der Eingabe der Vereinigung der Orts-und Landkranken- 
essen, die Sich mit der ADDSSERRE der Bestimmungen über, 
das kassenärztliche a tnis an die Besonderheiten 
von Sprengelkrankenkassen 
eus Seiner geschichtlichen en zu en ee epe- 
ang kann gütgeheißen werden und muß beibehalten bleiben. 
Diese kann aber nicht automatisch auf andere Kassen über- 
tn D werden, weshalb wir uns dem Standpunkte der Orts-und 
Ia PERMESIES ud anschließen. 
Der 3 16 in diesem Entwurf kann panz Be, 


wenn man auf die Forderungen der Anpastellten Cine 
Gemäß unserem Antrage, daß gebrechliche Finder 
auch weiterhin unterhalten werden sollen, beantragen me 


aus 


efaßt. Die bei der Saarknappschaft 
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auch die Streichung dee $ 38 im zweiten Verordnungsentwurf. 
Im übrigen gilt die Stellungnahme, wie wir sie beim ersten 
Entwurf eingenommen haben. 


Za 8 : Entwurf einer Verordnung betreffend: 


Änderung der im Saargebiet geltenden Gesetze 


= ae 5 
Verordnungen und Austührungsbestimmungen über 


ozıalversichzrung. 


Diesem Entwurf stimmen wir zu, wenn es uns auch nicht als 


unbedingt notwendig erschien, für die Vorte "Reichsangehöri- 


ge, Deutsche oder Inländer" die sprachlich häßliche und 
national unrichtige Bezeichnung " Saareinwohner" zu setzen. 


Unsere Zustimmung erfolgt auch deshalb, weil ja seit einiger 


Zeit zwischen Deutschland und Frankreich Verhandlungen ge- 
Beipeen worden sind, um das Vogaupeı FLERRLVOTSTRALENL.E etr. 
ozialversicherung zu regeln. Im übrigen haben wir in Ver- 

bindung mit diesem Entwurf noch folgende Forderungen z 


u 
tellen, die schon in dem Bericht, den der Abgeordnete Schmoll 


S 
der Vollversammlung vorlegte, enthalten sind: 


Durch die Verhandlungen in Paris soll in der 
Knappschaftspensionsversicherung die Lücke Be- 
schlossen werden, die noch zwischen den loth- 
ringischen Knappschaftsvereinen und der Reichs- 
Kunppepheit besteht. Außerdem soll das Gegen- 
seitigkeitsverhältnis, wie es in der Pensions- 
hd hg ge Air a praktisch ist, ausgedehnt 
werden auf die übrigen Versicherungszweige: 
nvaliden-, Unfall-und Krankenversicherung. 
enn das Gegenseitiekeitsverhältnis eine ge- 
wisse Vollkommenheit erreichen soll, dann 
dürfte auch seitens der lothringischen anp- 
schaftsvereine der gleiche Pensionsanspruc 

den Leuten außerhalb_des Saargebietes, z.B. 

im Hochwald, in der Pfalz und im Bezirk Trier, 
zugestanden werden, wie er den im Saargebiet 
wohnenden Personen eingeräumt ist." 


Zu 4: Ergänzung der Verordnung betreffend die 
Sozialversicherung von i terstüutzunges- 
emplängern der Yrwerbslosenfürsorge vom 

«JUuUll JS En 


‚Diesen Entwurf stimmen wir zu mit_der Naßgabe,daß 
der Artikel 18,Absatz 3 eine eindeutigere Fassung erhält und 
geprüft wird, ob nicht von amtswegen die Anwartschaftsgebüh- 
ren. bezw. Beiträge zur Aufrechterhaltung der Ansprüche an 
elsaß-lothringische Versicherungsträger entrichtet werden 

Önnen. Der Fortschritt ist ja zu begrüßen, daß in Elsaß- 
Lothringen arbeitslos ge mrdenen Versicherten, die im Saar- 
gebiet wohnen, aus llüitteln der Erwerbslosenfürsorge ihre 

wartschaftsgebühren bezw. die able ge Ye Beiträge zur 
Aufrechterhaltung ihrer Ansprüche ersetzt werden. 2 
Wir benutzen die heutige Gelegenheit, um die Regie- 
runeskommission nochmals auf die Anträge zu verweisen, die 
wir im Laufe des letzten Jahres,insbesondere aber auch in 
den Kommissionssitzungen betr.: 


Erwerbslosen-und Kurzarbeiterfürsorge 





gestellt haben. Ich verzichte hier auf eine nähere Kenn- 
zeichnung, da unsere letzten Anträge in dem URS ONE 0 
errn 
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Herrn Schmoll, Seite 8 ‚nachgelesen werden können. Sie for- 
dern Verbesserungen die se r. notwendig sind. Die Regie-. 
rungskommission machen wir darauf aufmerksam, daß sie bei 
der Feststellung ihrer Auggaben unbedingt auf diese Anträ- 
ee Rücksicht nehmen muß. Um nur einiges hervorzuheben: 

e kinderreichen Familien dürfen nicht bestraft werden } 

durch Bestimmungen der Erwerbslosenfürsorge, die allein- 4 
stehenden Ledigen darf man nicht verkommen lassen, und | 

die Gemeinden, die besonders unter der Arbeitslosigkeit | 
eiden, dürfen nicht dem finanziellen Zusammenbruch aus- I 

geliefert werden. | et | | | 
‚ —. Heute morgen wurde mir mitgeteilt, daß Anweisungen 

en die Gemeinden ergangen sein sollen, keine Ausgesteuerten 

mehr zu beschäftigen. In einer Besprechung mit der Regie- 

Baeskpmmission sagte Mnister \brize, daß die Zahl der 

Ausgesteuerten im Verhältnis zur Zahl der unterstützten, 

Arbeitslosen viel zu niedrig sei. Die Regierungskommission 

verfolgt also, wenn die Gemeinden gehalten sein sollen,ih- 

rer Anweisung nachzukommen, keine Ausgesteuerten mehr zu 
beschäftigen, den Zweck, eine Entlastung für sich und eine 

Belastung für die Gemeinden, die so schon in vielen Fällen 

ruiniert sind, durchzuführen. Falls eine solche Anweisung 


ergangen sein soll, erheben wir von hier aus entschieden 
Einspruch. 








De hier weiter geholfen werden kann und muß, 
haben wir Bchon DiN dex Hegierungskoumisgion gargelert- Mr 
verweisen nur auf die Besprechungen vom 4. und 14.Juli 1931, 
wo die Vertreter des Landesrates der Gesamt-Regierungskon- 
mission brauchbare und zu verwirklichende Vorschläge betref- 
fend Arbeitsbeschaffung gemacht haben. 

Besonders dringlich aber ist eine 


Abänderung JE de: immungen be u. 4 Gil) 
Kurzarbeiterfürsorgze 


Sie sind so gebelten, daß beispielsweise die Bergleute, die 
oft 8 bis 9 Feierschichten in einem Nonat erleiden, nicht 
in den Genuß der Kurzarbeiterfürsorge kommen. Heute ist es 
so, daß die Bergleute in ihrer UberKLegenden Mehrheit Lasten 4 
zu tragen haben, die auf Kosten der Allgemeinheit, also der i 
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andeskasse gingen, wenn entweder das Krümpersystem einge- 
Be wäre, oder dıe Feierschichten zusammen-gelegt werden 
en. 

‚Mir haben die Tatsache zu verzeichnen, daß im 
Durchschnitt der letzten Monate nur ein Absatz von 850 000 
Sonnen zu verzeichnen war. Diese Abgatzmenge könnte von 
3 $ Bergleuten bei dem heutigen Leistungseffekt glatt 
pp 4 Arbeitstagen im \lonat gefördert werden. Wollte man 
azu übergehen, 35 000 Bergleute an mindestens 24 Arbeits- 
Yaeen an nat voll zu beschäftigen, dann hieße das rund 
12 000 r 
is 10 00 


ner 


gleute neu zu entlassen, woyon nigdansens 9000 
| | der Erwerbslosenfürsorge zur Last fielen. Gemäß 
en heutigen Unterstützungssätzen erforderte ihre Unterhal- 
tung neben der Aufrechterhaltung ihrer Anwartschaften in der 
Sozialversicherung rund 40 Millionen Franken jährlich, ohne 
ie Belastung, die den Gemeinden nach ihrer Aüssteuerun 
entstünde. Da kein lensch eine neue Massenentlassung win- 
Schen kann - die gebe selbst setzen sich ja mit aller 
Macht dagegen zur Wehr - muß für eine Entlastung der Berg- 
leute Sorge getragen werden. Hierzu gibt es zwei Mege: 
entweder allgemeine Einführung des Krümpersystens 


(Rufe der Kommunisten: Hört, hört !) 


unter der (eraussetzung, daß keine Gruben neu stillgelegt 
werden und die Belegschaften bleiben, oder Anderung der 
5 e 
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“ Bestimmungen der Kurzarbeiterfürsorge gemäß den Anträgen, 
die die Bergarbeiterorganisationen und mr öfters gestellt 


Es ist so, meine Dame und meine Herren, daß man den 
Bergarbeitern den hohen Lohnverlust infolge Feierschichten, 
wodurch sie doch die Allgemeinheit entlasten, nicht allein 
tragen lassen kann und darf. Bis Ende Juni dieses Jahres 
sind allein schon seit dem l.Januar auf den einzelhen Gru- 
ben 16 bis 53 Feierschichten zu verzeichnen. Nur zwei Gru- 
ben hatten 16 Feierschichten, die meisten Gruben haben _in 
einem halben Jahr 36 bis 58 Feierschichten eingelegt. In 
vorigen Jahre waren es durchschnittlich auf alle Gruben 
berechnet, 55,5 Feierschichten. Hält die bisherige Ent- 
wicklung an, dann entfallen auf die einzelnen Gruben al- 
lein im Jahre 1932 72 - 106 Feierschichten. Es ist nun 
ausgeschlossen, daß beispielsweise ein Hauer einen Iohn- 
verlust - den Verlust an Frauen-und Kindergeld nicht ein- 

erechnet - von durchschnittlich 2880.-Franken bei 72 
Feierschichten und 4.240.-Franken bei 106 Feierschichten 
in einem Jahr tragen kann. 2 

Bisher haben die Bergleute nur für einige Tage 
ne Te runterstützung erhalten, sodaß sie den Lohnver- 
lust uni die Entlastung der Allgemeinheit allein zu tragen 
hatten. Die Folge ist eine weitgehende Verarmung, die sich 
in vermehrter Erkrankung bemerkbar macht, aber auch in 
einer sich mehrenden Verschuldung und in dem Unvermögen - 
soweit es sich um Darlehnsnehmer handelt- ihren Zins-und 
Amortisationsverpflichtungen Rachkonmen zu können. 

Meine Dame und meine !lerren! Ich verzichte darauf, 
hier Agitationsreden zu halten, wie wir das auch der Re- 
BE FuBER ko um 86300 bei der Besprechung zum Ausdruck B. 

racht haben, aber folgendes beruht auf bitterer Wahrheit 

An einem der letzten Sonntage wurde einer unserer 
Vertrauensmänner beerdigt, den ich seit fast 30 Jahren 

te und dem ich die etzte Ehre erwies. Bei dieser Ge- 
legenheit besuchte ich auch einen unserer Vorsitzenden in 
diesem Ort, ein ee Mensch, der nie daran gedacht 
hat, einmal die Allgemeinheit in Anspruch nehmen Zu müssen, 
der im Krieg seinen ilann gestellt hat, selbständige Funktio- 
nen ausübte und es seinerzeit als der Ruf an ihn erging, 
als die Franzosen die Gruben übernahmen, eine bessere 
Position anzutreten, dies ablennte. Er ıst unserer Bewegung 
treu geblieben. Der Mann konnte in der letzten Zeit nur 
16 bis 17 Schichten verfahren. Er hat sechs Kinder, zwei | 
davon sind aus der Schule, sie konnten aber nicht ın Arbeit 
treten, weil sie körperlich als untauglich zur Arbeit be- 
funden wurden. Der llann ist aber zu stolz, um etwas zu er- 
betteln. Als ich ihn besuchte, hatte er nicht mehr Geld,um 
Brot zu kaufen und er freute sich, daß er seigen Kindern 
zum Abendessen Pellkartoffeln vorsetzen konnte. So sieht 
es bei den Bergleuten aus und darum sage ich, diese lasten 
dürfen den Bergleuten nicht mehr ayfgehalst bleiben. Hier 
muß die Kegierungskommission eine Änderung schaffen und zwar 
durch Anderung der Bestimmungen der Kurzarbeiterfürsorge, 
damit die feiernden Dergleute wenigstens einen Tleilersatz 
für die lasten erhalten, die sie für die Allgemeinheit zu 
tragen haben. | 5 
, Meine Dame und meine llerren! Der große Arbeiter- 
abbau im Bergbau und in der eisenschaffenden Industrie hat 
auch zu einer Verschlimmerung der finanziellen Lage der 
er echaften geführt. Hier ist es ja uch so, daß die _ 
eskasse durch frühzeitig erfolgte Fensionierungen ent- 
lastet wurde zu Ungunsten der Knappschaften. Heute ist die 
atsache zu verzeichnen, daß beispielsweise bei der »Saar- 
kneppschaft knapp 47 000 aktiven ditgliedern fast 26_000 
Pensionsbezieher (ohne bezugsberechtigte !ätwen und Misen) 
egenübers 
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bereichen gegen 73_000 aktive Mitglieder und 15 949 
ensionsbezieher Anfang 1927. Bei Suniker SURSSUKBNSB soha! - 
ten,. beispielsweise bei der Halberger Hütte,ist es ähnlich 
odernoch Schlimmer. Es dürfte einleuchten, daß die aktiven 
Bergleute, die ohnehin so wenig verdienen, nicht über 
100 Franken monatlich an Beiträgen zur Sozialversicherung 
leisten können. Tinzuschalten ist hierbei, daß es bei den 
Hüttenknappschaften ähnlich ist und die Pensionen keine | 
Kürzung mehr zulassen. Die Defizitwirtschaft kann aber nicht 
anhalten und darum verweise ich nochmals mit Nachdruck auf 
unsere bereits gestellten Anträge, aus lütteln der Landes- 
kasse den Knappschaften ausreichende Zuschüsse zu ihrer Auf- 
rechterhaltung und zur Teitergewährung der heutigen Pensionen 
zu gewähren. | | 
Diese dringlichen Fragen haben mr mehrmals der . 

ganzen Regierungskommission, zuletzt noch am 1.Juli dieses 
ahres persönlich vorgetragen,sodaß ich mir weitere Ausfüh- 
rungen über die Notwendiekeit der geforderten Maßnahmen 
ersparen kann. 


Zu 5: Verbot der Sonntaesarbeit in Bäckereien 
nd, Aonditorelen. 


Die Geschichte unserer Partei beweist, daß sie in- 
mer für einen sozialen Fortschritt eingetreten ist und posi- 
tiv seit ihrem Bestehen ge RE. EERSE genen Ausbildung und 
Gestaltung der Sozialpolitik mitarbeitete. Wenn wir nun heu- 
te einen sozialpolitischen Entwurf ablehnen müssen, dann 
nicht aus einer antisozialen Einstellung, sondern aus der 
esnmertsegwäzung, daß man in einer wirtschaftlich so 
schlechten Zeit wie der heutigen einem Gewerbe keine unnöti- 
gen Schwierigkeiten machen soll, die schließlich zu einer 
weiteren Verminderung seines Personals führen könnten. 
Grundsätzlich stehen mir auf den SURBR EUER? daß man die 

onntags-, auch die Nacht-Arbeit soweit einschränken soll, 
als dies mit den Bedürfnissen der irtschaft und des Volkes 
nur in Einklang zu bringen ist. Die heutige Tirtschaftslage 
ist aber nicht dazu ana taı, dem vorliegenden Entwurf nit 

tem Gewissen unsere PERF ARRENG geben zu können. Bestehende 

schäftigungsmöglichkeiten soll man in wirtschaftlich 
Schlechter Zeit nicht einschränken. fir sprechen uns nicht 
gegen die Einführung aus, wenn wir wieder geordnete Art- 
schaftsverhältnisse zu verzeichnen hätten. 


(Zuruf der Kommunisten: Tann kommen die ?) 


In diesem Zusammenhang wollen wir auf zweierlei verweisen, 
entsprechend Tünschen, die uns vorgetragen worden sind. _ 
Es handelt sich einmal um die Lehrlingsfrage, sodann um die 
auer der täglichen Beschäftigung. Persönlich konnte ich 
eine Untersuchungen darüber anstellen, ob alles so stimmt, 
wie es uns vorgetragen wurde. Es wurde darauf aufmerksam ge- 
macht, daß heute eine Bnmase Lehrlingszüchterei geübt wür- 
e. Gehilfen oder Gesellen kämen vielfach deshalb um ihre 
Arbeitsstelle, weil zu viel Lehrlinge eingestellt würden. 
Da wir nicht von uns aus sagen können wie die Verhältnisse 
liegen, müßten sich die ETRENE AREA NOEEn mal näher mit 
dieser rap befassen, sofern die June, Fam und die Handwerks- 
kammer nicht eine genaue Kontrolle ausüben. Es wird auch ge- 
Sagt, daß Gehilfen oder Lehrlinge über 8 Stunden hinaus be- 
schäftigt würden, wodurch weiteren Arbeitskräften die Ein- 
Stellung a gemacht würde. In dieser Hinsicht müßte 
auch eine Kontrolle stattfinden, wenn es zuträfe, daß durch 


Ausdehnung der zulässigen Arbeitszeit weitere Arbeitskräfte 
rac 
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brach liegen bleiben. Mir ersuchen die zuständigen Instan- 
zen in dieser Hinsicht nach dem Rechten zu sehen, ob alles 
in Ordnung ist. ' 

Abschließend sei noch kurz auf die letzte Notver- 
ordnung der Reichsregierung verwiesen, deren Einführung auch 
im Saargebiet droht. !ir ersuchen die Regierungskommission 

in aller gehglichkeit von einer Einführung dieser ein- 
schneidenden Bestimmungen in Gestalt einer neuen Saar-Not- 
verordnung unbedingt Abstand zu nehmen. Die Notverordnung 
der Regierungskommission vom 17.November 1931 belastet schon 
im Gegensatz zur damal gen Reichsnotversorgung in» völliger 
BEinseitigkeit die Sozialrentner, eine Maßnahme, die im Saar- 
gs‘ nicht zum zweiten \lal wiederholt werden darf. Die 
ertreter der Versicherten, insbesondere der Bergarbeiter- 
organisationen haben ja in den letzten Tagen bei den zu- 
ständigen RE SFRBESABSYanpen ihre Meinung und ihre Forde- 
rungen zum Ausdruck gebracht. a. 
'ür hoffen, daß diesmal die ngLOTOR skommission 
diese berechtigten Forderungen und "ünsche nicht mißachtet. 
ie möge sich davor hüten, den Bogen in sozialer Hinsicht 
zu überspannen. Unsere Gewerkschaften haben immer den Be- 
weis erbracht, daß sie mit realen Tatsachen zu rechnen wis- 
sen. Die haben aber recht, wenn sie betohen, daß weitere 
soziale Verschlechterungen nicht durchgeführt werden dür- 
en, da der Regierungskommission noch manche Möglichkeiten 
zur Einsparung von llüitteln verblieben sind, auf deren Durch- 
führung die ganze Bevölkerung schon lange wartet. 
er ist Rhodus, hier springe! 


( Bravo - Rufe |) 





TEEN EEE EEE 


N PUOSI 






vr 





- 146 - 


Vorsitzender; Das !ort hat Herr Abgeordneter Vetjen! 


Abg. Detjen(KP): Meine Dame und meine Herren! Ich kann namens 
meiner Fraktion erklären, daß wir der lleinung sind, daß die- 
se Verordnung an die Reglerungskommission zurückzuverweisen 
ist. Auch wir haben in den Kommissionssitzungen Anträge ge- 
stellt, die in der zweiten Vorlage keine Berücksichtigung 
fanden. ir sind der lieinung, daß das ganze haterial vorge- 
legt werden soll und daß nicht serschleohterungen sondern 
Verbesserungen am Platze sind. Tenn wir heute feststellen \ 
müssen, daß die NEL rUngelDm 835.00 die Notverordnungen 
des Reiches im Saargebiet übernimmt und zwar die,die durch 
die rupane agiorang erlassen wurden, so stellen wir fest, 
daß dies eine Nache der Rap Wal) Fischen Wirtschaftsklasse | 
'ist, undadie en geht auf Kosten der werktätigen 
Masse. ir stellen fest, daß alle diese Maßnahmen, die _von 
der Regierungskommission getroffen werden, ob nun die Re- 
gierung in Deutschland, in Preußen oder im Saargebiet sitzt, 
Sich nur auswirken auf die minderbemitteltem Schichten der 
erölkerang. Diese Maßnahmen sind für uns das Eingeständnis 
des kapitalistischen Bankrotts. Wenn die bürgerlichen Par- 
teien Sich auf den $ 24 des Saarstatuts des Versailler Ver- 
trages berufen, wonach der Regierungskommission verboten ist, 
irgendwelche Verschlecheterungen einzuführen, so Bagen wir 
als Kommunisten, daß wir nicht so naiv sind zu glauben,daß 
die u be a sich daran stört, denn dieser Pa- 
ragraph wird von ihr so ausgelegt, wie alle anderen Gesetze. 
Die Gesetze sind das !erkzeug der kapitalistischen Klasse 
zur Niederhaltung der lassen. Wenn ich sage, daß im Saar- 
gebiet die Brüning-Notverordnung übernommen wurde, so möchte 
ich darauf hinweisen, daß der Kernpunkt der 46 Seiten un- 
fassenden Notverordnung der ist, daß sie den Forderungen 
vom 16.9.1931 des "irtschaftsbeirats der von Hohen Gnaden 
von Hindenburg ernannt wurde, entsprechen. \enn wir sehen, 
daß hier dieselben Maßnahmen Platz BeweLLZen. Beben ‚so zei- 
gen wir auf inwieweit die bürgerlichen Parteien sich nit 
Schuldig gemacht haben in der Frage OBER TRESOHARTESSTUNE 
der Sozialversicherung. Ich werde nachher noch eingehender 
darauf zu sprechen kommen. _ | | 
N Neben diesen gewaltig einschneidenden liaßnahmen 
müssen wir feststellen, daß damit auch ein genereller Lohn- 
abbau marschiert, von dem tausende und aber ausende Arbeiter 
in Deutschland und im Saargebiet erfaßt werden. Die Arbeiter 
werden im Saargebiet erneut vor einen neuen lLohnabbau ge- 
stellt, dabei ist das lohnniveau so, daß es kaum noch Be- 
ich ist, eine Familie zu ernähren. Es wird unter die Sätze 
der Armenunterstützung gesenkt. and in Hand damit geht die 
Aufhebung des -arifrechts, von larifgedanken keine Spur. 

Die Absicht der Unternehmer geht dahin, die Löhne immer mehr 
zu senken. 
Die neue Papen-Hitler-Regierung hat getreu die 

Maßnahmen, die Brüning vorbereitet und geschaffen hat,er- 
griffen, um weitere Verschlechterungen für die Arbeiter- 
Schichten und BRERERDAZD ERTOLERFUBE durchzuführen. Durch 
die Notverordnungen scheiden eine Br im Invaliden und Unfall- 
versicherte vollständig aus der Sozia ARRGSSDERUNG aus und 
iese l\aßnahmen kennzeichnen die katastrophale Politik der 
heutigen Gewalthaber. Desgleichen sind in der Krankenver- 
sicherung die sozialen Leistungen ganz bedeutend herab- 
1: worden. Ich erinnere daran, daß man nur noch die 
La 
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gelleistungen zur Auszahlung bringt. Zu diesen ungeheuren 

sten treten noch die Steuerlasten, die doch nur gine 
Preisverteuerung mit sich bringen und die letzten Endes 
wieder der arme Arbeiter bezahlt. ie haben sich die Vertre- 
ter der Bürgerlichen, christliche-und freie Gewerkschaften 
darauf eingestellt? Ich erinnere an die sozialdemokratische 
Reichstagsfraktion, die den Verschlechterungen zustimnte, 
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wohingegen man im Saargebiet durch die sozialdemokratische 

Landesratsfraktion vor einiger Zeit eine Scheinprotestkund- 

Foune organisierte, um hier im Saargebiet aufsusejgen dab 

ie Vertreter des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
noch immer Arbeitervertreter seien. Es ist interessant und 
bezeichnend, daß im Deutschen Reich, wo das Parlament bis 
zu einem gewissen Grad eine beschließende Körperschaft ist, 
die Sozialdemokratie blind für die Verschlechterungen 
stimmt, während sie hier im Parlament, das nichts zu melden 
hat, eine andere Haltung einnimmt. 


(Zuruf des Abe. Petri(SP): Im Behaupten seid Ihr Meister! 


Ich habe Ihnen erklärt von der Ortskrankenkasse, daß inner- 
halb des Vorstandes, der ein gremium darstellt,das in der 
Frage des Abbaues der Leistungen nicht endgültig beschließen 
kann, daß dort die Vorstandsmitglieder des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und auch die christlichen 
dagegen waren, daß die Verschlechterungen zur Durchführung 
kommen. Dobisch,Klimcke,Hillenbrandt und Genossen haben, 
innerhalb des Krankenkassenausschusses, der eine beschließen- 
de Körperschaft ist, erklärt, daß die Sanierung der Kasse 
vorgenommen werden müsse und daß man nicht dagegen sein 
kann, wenn derartige einschneidende Maßnahmen getroffen 
werden. Die Berliner Börsenzeitung kennzeichnet ebenfalls 
die Haltung der Gewerkschaftsführer, die Haltung der poli- 
tischen Parteien. 


-— Glocke des Vorsitzenden - 


rsitzender: Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, daß Sie über 


Bags reden, die mit der Begründung der Vorlage nichts zu 
tun haben. Ich bitte Sie, rsden Sie zur Sache. 


'g.e Detjen fortfahrend: Ich stelle fest, Herr Vorsitzender, daß 


ich immer zur Sache geredet habe. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


wsitzender: Die Vorlagen, die zur Beratung stehen, tragen einen 


ernsten Charakter ınü das Verhalten der Kommunisten ent- 
Spricht dem Ernst der Dinge nicht. Sie sollen in Ihren Aus- 
führungen keineswegs behindert werden, doch haben Sie mehr 
über die sozialdemökratische Partei gesprochen als zur Vor- 
age. 


jen fortfahrend: Man hält es in gut unterrichteten Kreisen 
Zenfalis nicht für ausgeschlossen, deß die Sozialdemokra- 
en zwar laut und vernehülich erklären werden, sie würden 
die neue Notverordnung ablehnen, im Kabinett in die unein- 
geschränkte Opposition übergingen, daß sie es aber mit Rück- 
Sicht auf die Sschwebenden außenrpolitischen Verhandlungen 
für zweckmäßiger nielten. die parlamentarische Entscheidung 
über die neue Notverordaung au einen späteren Zeitpunkt | 
zu verschieben. Der Zwack eines solchen \Manövers wäre zwei- 
ellos es den Sozialdemokraten zu ermöglichen, einerseits 
gegenüber den eigenen Anhängern das Gesicht zu wahren, als 
0b sie in die schärfste Opposition gingen, anderseits jedoch 
as Vorgehen zu unterstützen. Und selbst der "Vorwärts" gibt 
zu, wenn er schreibt: Tür die Sozialdemokraten ist es selbst- 
verständlich, daß sie nach geeigneten Mitteln und Negen 
Suchen müssen,um die Notverordnung aufzuschieben. Auch aus 
anderen Pressestimmen gent das hervor. Hier sieht man ganz 
ar, wie sich die einzelnen Vertreter, wie sich die ganze 
Presse zu dieser Prage stellt. 
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Wir Kommunisten stehen grundsätzlich auf dem Standpunkt, 
daß mit einer derartigen Politik, und zwar mit einer Politik 


der Notverordnungen, Schluß gemacht werden muß, daß wir als 
Vertreter der Arbeiter die Aufgabe haben, nicht wie es die 
Vertreter der christlichen und der reformistischen Organisa- 
tionen tun, mitzuhelfen, das kapitalistische System weiter 
zu päppeln, sondern daß wir die u haben, die Massen 
ufzurütteln, sie aufmerksam zu machen auf den Vernichtungs- 
eldeug, den der a ee ie sie führt um sie in 
eine ntstellung gegen den Kapitalismus zu bringen. Das 
ist unsere Aufgabe. So_betrachten wir die Arbeit, die mir 
in den Parlamenten zu leisten haben. Mir vertreten nicht 
en Standpunkt, daß wir ein System, das uns nichts gibt als 
unger und Not noch weiter zu schützen,noch weiter aufrich- 
ten wollen, sondern wir stehen auf dem Standpunkt, je eher 
dieses System stirbt, um so schneller kann die Befreiung 
der Arbeiterklasse vor sich gehen. 
nn wir fordern: Aufhebung sämtlicher Notverord- 
nungen, So verweise ich darauf, daß_wir in der Kommission 
den Antrag gestellt haben, daß die Nogierungsionm. asion 
dazu Stellung zu nehmen hat, daß die Sozialversicherun 
auf den Stand vom 1.Juni 1980 zurückzuführen ist,ohne da- 
mit zu bekunden, daß der Stand um diese Zeit ein Stand_ge- 
wesen sei, der vielleicht der Arbeiterschaft in allem Rech- 
nung getragen hätte, denn auch damals lagen die Dinge schon 
so, daß die Rechte der Arbeiterschaft nicht voll und ganz 
gewahrt waren. Das verlangen wir auch in Bezug auf 
ie Versorgung der Kriegsbeschädigten,und zwar die Versor- 
gung der ER ennnenchäöi &ten zurückzuführen auf den Stand 
es Jahres 1927. | ; 
Wenn ich hier einschalten soll die Sanierungsmaß- 
nahmen der Kassen, die ja mit eine der größten Rollen spie- 
en, die erneut aufzeigen den Bankrott des we: ee re 
Systens, so können wir feststellen, daß besonders in der 
Versicherungsanstalt des Saargebietes heute namhafte Beträge 
festgefroren sind durch den Zusammenbruch der Rheinischen 
ndesbank. Es ist kein Verschulden der Arbeiterschaft, wenn 
heute keine Geldmittel vorhanden sind, sondern der Bankrott 
des kapitalistischen Systems ist schuld, wenn heute die _ 
inge So liegen. fir als Arbeiter, wir lehnen für derartige 
— die Verantwortung ab. Die Dan nappchaf" soll saniert 
werden. Die Zentrumsfraktion läßt durch den Abg. Kiefer er- 
klären, die Landeskasse soll Geld zuschießen zu den einzel- 
nen Instituten, insbesondere für die Saarknappschaft. Mir 
sind der Auffassung, daß das ein falscher Neg ist. Denn 
wenn die Regierungskommission die Sanierung vomimnt ‚dann 
wird sie das dadurch tun, daß sie neue Steuern der breiten 
Masse der Bevölkerung auferlegt. | 
Wir sind der Meinung, daß die Sanierung der Saar- 
knappschaft durch die Perghe era tung vorgenommen werden 
muß. Diese hat ungeheure Millionen aufgespeichert, die nach 
ankreich gehen, dort ist das Geld herausgeschunden durch 
en vorgenommenen Lohnreub, das die Kassen sanieren kann. 

r lehnen die Sanierung durch die Landeskasse ab und ver- 
engen, daß die u en: von der Ber PEFFRTETORLTERG vor- 
enommen werden muß durch die Abgabe der ungeheuren Profite, 
ie sie in die Tasche gesteckt hat. 

‚.. Nenn ich BU aa ne Lion noch auf einige Sachen ein- 
gehen will, so_möchte ich zunächst ge peneeshat ans reifen: 
ie Lasten, welche die Arbeiterschaft Eu sind heute der- 
art unermeßlich hoch, daß wir es nicht mehr vertreten kön- 
nen, daß die Beiträge für die Sozialversicherung von der 
Arbeiterschaft aufgebracht werden, die damn durch die Luder- 
wirtschaft der Aapitalisten wiederum vernichtet werden,oder 


besser 
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besser gesagt durch die Mißwirtschaft des kapitalistischen 
Systems der Arbeiterschaft wieder entzogena werden. lir 
stehen deshalb auf dem Standpunkt, daß die Übernahme der 
Soziallasten durch Staat und Kommune zu geschalen hat. Es 
gibt heute große Kreise der arbeitenden Bevölkerung,die 
Be rund ihrer Hungerlöhne einfach nicht mehr in der Lage 
‘sind, auch nur einen Centimes für die Soziallasten abzu- 

eber. Wir verlangen daher, daß die Beitragsleistung zu 

asten des Unternehmers, des Staates und der Kommune ge- 
schieht. Wenn die Vertreter der Nationalsozialisten sich 
im Interesse der Arbeiterschaft ed ip wollen,dann er- 
warte ich, daß sie unserem Antrage zustimnen. 

a ir verlangen desweiteren, daß in dem gesamten 
Versicherungswesen eine Vereinfachung Platz greifen muß. 
Man könnte die verschiedenen Kassen zu einem System zusam- 
menlegen und damit könnte viel eingespart werden, was den 
Versicherten wieder zugute käme. Ich erinnere an die ge- 
waltigen,hohen Gehälter, die von diesen Instituten gezahlt 
werden. Wenn ein Kassendirektor der Ortskrankenkasse Saar- 
brücken in einer Zeit,wo man den Unterstützungsempfängern 
und Kranken, Invaliden usw. das bißchen nimmt, wo man ganze 
Kategorien ausscheidet, wenn dann dieser Mann aus den Bei- 
ErARen: die aufgebracht werden, ein Gehalt jährlich über 
60 000 F,anken bezieht, dann können wir das nicht verstehen. 
Diese Verhältnisse finden wir in dem ganzen System. Es kom- 
men die ungeheuren Apothekerkosten hinzu, ich könnte Zahlen, 
die in die Millionen gehen anführen, was die Ortskranken- 
kasse Saarbrücken an Apothekerrechnungen pro Jahr zy bezah- 
len hat. Dann kommen die gewaltigen Rechnungen der Ärzte. 

So bezog ein Dr. D., der neben seiner Kassenpraxis auch noch 
Braprexis ausübt, von der Ortskrankenkasse Saarbrücken 
171 000 Franken. Diesen Zahlen muß man die Hungerlöhne der 
Arbeiterschaft gegenüber halten. hu 
Durch den Wahnsinn der Rationalisierungsmethoden 

durch die Ausbeutung, die nunmehr in allen Betrieben an der 
Tagesordnung ist, kann von einem Arbeiterschutz in keiner 
Beziehung mehr die Rede sein. Durch die Rationalisierung 
ist der Arbeiter nicht mehr imstande, die Unfallverhütungs- 
vorschriften zu beachten und daher reihen sich Krankheit 
und Unfälle häufig aneinander. Durch das Antreibersysten 
wird er gezwungen, still zu halten, er macht lieber_eine 
geballte Faust und arbeitet weiter. Er setzt somit Leben 
und Gesundheit aufs Spiel.Bin Yort an die christlichen-und 
freien Gewerkschaften! Sie sind mit schuld an dieser Massen- 
verelendung. Sie haben ja gehört, daß von Herrn Kiefer heute 
das Beempsreyeten verlangt wurde. Durch solche Naßnahmen 
der Gewerkschaften kann man verstehen, daß die Unternehmer 
sich immer_größere ot an Lohn und Gehalt der Arbeiter 
erlauben. Ich will damit nicht sagen, wir lehnen eine Ver- 
Berung der Arbeitszeit,bessere Tfechnisierung der Wirtschaft 
usw, ab. lienn man sagen würde, wir sind Gegner der Verkür- 
zung der Arbeitszeit, dann würde man verurSachen, daß ein 
Teil der Belegschaft nicht mehr in Arbeit käme. Es ist eine 
Tagestyrderung von uns, Verkürzung der Arbeitszeit mit vol- 
lem Iohnausgleich. fir sind keine Gegner der NMaschinen,aber 
wir verlangen, daß die Maschinen in den Dienst der Arbeiter- 
schaft und nicht in den Dienst ran: Possthränen gestellt 
werden. Desweiteren sind wir der Auffassung, daß von Seiten 
der Regierung eine Maßnahme getroffen werden muß, die Arbei- 
terschutz vorsieht. Wir vertrauen der Saarregierung nicht, 
daß sie diese Arbeiterschutz-Bestimmungen so durchführt, wie 
es im Interesse der Arbeiter gelegen iSt, und deshalb muß 
aus den Reihen der Arbeiter selbst eine Ärbeiterschutz-Kon- 

mıssion gewählt werden. für verlangen, Ausschaltung des Un- 
: ternehmertums aus all diesen Zweigen, weil das Unternehner- 
um mit die größte Schuld trägt. fir sind der MI, daß 
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der Unternehmer nicht das Recht hat, mitzureden, denn er 
setzt nicht wie der Arbeiter täglich sein Leben und Seine 
Gesundheit aufs Spiel. Wenn ich sage, daß wir zur Regierung 
kein Vertrauen haben,so trifft das auch auf alle übrigen 
Verwaltungsorgane zu, betrachten wir uns nur das Vertrauens- 
arzt-und Kontrollsystem der Krankenkassen. In der Ortskran- 
kenkasse Saarbrücken ist ein Arzt Dr.Ollendorf, der so_vor- 
ing, daß er auf Kosten der Versicherten tausende von _Fran- 
en unterschlug und dadurch die Kasse betrog. Dieser 
ging dazu über, mehr Besuche in Rechnung zu stellen als er 
atsächlich gemacht hat. Er hat sich also auf diese ver- 
werfliche Art und leise aus \ütteln und Beiträgen der Ver- 
sicherten bereichert, und daß die Staatsanwaltschaft nicht 
vorging,kennzeichnet die Haltung des Staatssystems und der 
Unternehmerschaft. Ich muß weiter feststellen, daß ebenfalls 
wiederum die christlichen und sozialdemokratischen Vertreter 
es gewesen sind, die zugestimmt haben, daß Ollendorf nur auf 
is 4 lionate aus der Kassenpraxis ausgeschlossen wurde, 
anstatt ihn der Staatsanwaltschaft zu übergeben. Hier sieht 
man deutlich die u kung und Einstellung dieser Leute. Dieser 
Dr.Ollendorf kann ungestört die Kasse um tausende von Fran- 
ken betrügen, wogegen ein Arbeiter, der es wagt, sich um 
einen oder zwei lage mehr Unterstützung anzueignen, oder 
wenn er es wagt, noch eine Nebenarbeit als &ärwerbsloser aus- 
zuführen, so fliegt dieser arme Prolet wegen Betrug ins Ge- 


fängnis. 

Man hat bei der Ortskrankenkasse Entlassungen 
vorgenommen aber nur von Solchen Arbeitern und Angestellten, 
die zwischen 700 bis 900 Franken monatlich verdienen. Bei 
dieser ar re e wurde einer Person gekündigt ,angeb- 
lich weil sie Doppelverdiener sei. Auch hier ist die Hal- 
tung und Einstellung der christlichen-und der freien _Gewerk- 
schaften gekennzeichnet. Diese sind nicht gegen die Entlas- 
sungen eingetreten, wie es sein sollte und müßte. Ich er- 
innere an Herrn Fick, er hat gesagt, im Interesse der Kasse 
kann ich nicht gegen die Entlassungen sein. 
ch greife weiter einen Fall heraus. Dr.Reichmann 
ist Doppelverdiener, das Ba System aber stempelt ihn 
nicht zum Doppelverdiener und dabei hat der Mann ein Gehalt 
von 5000 Franken, und neben diesem Gehalt von monatlich 
000 Franken bezieht er noch Ruhegehalt von der Burbacher- 
hütte in Höhe von 3000 Franken. Nebenbei ist er noch Ver- 
trauensarzt bei der Detriebskrankenkasse Lehnhard. Hier an 
diesem Beispiel sieht man gut und deutlich, wo die Gelder 
hinfließen. \ir sehen, daß dies nicht nur ein Dr.Reichmam, 
sondern auch noch viele andere sind, die im Apparat der Re- 
gierungskommission und anderen Institutionen Sitzen. 

Ich komme zum Schluß und weise noch darauf hin 

daß Ben. 930 Anträge der Kriegsbeschädigten-und der Angestell- 
tenorganisationen Berücksichtigung finden müssen. Ich habe 
eingangs gesagt, daß wir dagegen sind, daß die Notverord- 
nungen zur Durchführung kommen. ir sind der lleinung,daß 
erneut eine Vorlage ausgearbeitet und uns TOrBnLoR: wird, 
in welcher alle unsere nträüge verarbeitet sind, die wir in 
er ersten Plenarsitzung am 28.April gestellt haben. Diese 

rderungen sind: 
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Die Kommunistische Fraktion beantragt die Aufhe- 
bung der Bestimmungen der NONTRTSEHDURE auf dem Gebiete der 
Sozialversicherung wie vor dem 1.Juli 1930,sowie der Versor- 
gung der Kriegsbeschädigten auf den Stand des Jahres 1927. 


Ausdehnung 
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„Ausdehnung der Versicherungspflicht auf alle Be- 
triebsarbeiter, Kleingewerbetreibende ‚Klein-und Zwerg- 
bauern, deren monatliches Einkommen 2400.-Franken nicht 
übersteigt. Übernahme der gesamten Öni träge auf die 
Unternehmer, für Kleingewerbetreibende, Übernahme der 
Beiträge auf Unternehmer, Staat und Kommune. Verein- 
fachung der Krankenversicherung durch Zusammenlegung 
der Kranken-und Betriebskrankenkassen. Ausreichenden 
Arbeiterschutz in den Detrieben, Ausbau der Unfallver- 
hütungsvorschriften. Schaffung von Arbeiterschutzkon- 
missionen. Bneche nee der Unternehmer aus den einzel- 
nen IPENLPRerungRa net. uten, Abbau der Vertrauensärzte 
und des Kontrol nt Sicherung der Anwartschaft | 
für Erwerbslose, Ausgesteuerte , Armen-, Vohlfahrtsunter- j 
stützungs-und Rentenempfänger. Übernahme der Kosten | 
für Arzt Erholungsheime und Kuren durch den Staat, für 
Schulkinder kostenlose ärztliche Hilfe, Krankenhaus- 
behandluns Erholung und Kuren. Berufskrankheiten sind 
als Unfalliolge anzusehen. Beseitigung der Drittelungs- 
grenze in der mia Ave rescherung. Erweiterung des Für- 
sorgeausschusses der reg ten und Hinterblie- 
benen durch Hinzuziehung der revolutionären Verbände, 
2 N. und des Bundes der Opfer des Krieges und der 

rbeit. 





Es wäre noch sehr viel zu den Fragen der Sozialversicherung 
zu sagen. Ich möchte es aber damit bewenden lassen, da mein 
Parteifreund Lorenz noch auf einiges eingehen wird. 

| Zum Schluß möchte ich Sagen, daß trotz allen Ge- 
schreies der Vertreter, die ich hier gekennzeichnet habe, wir 
als Kommunistische Landesratsfraktion unsere Aufgabe nur da- 
rin sehen, daß wir aufgrund der Anträge, welche wir gestellt 

haben, die Arbeiterschaft des Saargebietes mobilisieren wer- 

I den für den Kampf um Verbesserung in der Sozialversicherung 

| und darüber hinaus überhaupt für den Kampf zur Beseiti 

des IRviens. das heute infolge seiner katastrophalen Mißwirt- 
scha längst am Sterben ist, das_nur Not,Hunger und Elend 
verordnen Kann, das nicht in der Lage ist, allen Arbeiter- 
schichten, Arbeit,Brot und Iohn zu geben. für werden uns für 
ee} Forderungen einsetzen, trotz allen Maßnahmen derjeni- 
gen, die versuchen wollen, der Arbeiterschaft EB PheT eine 

| Schöne Naske zu zeigen, um sie dann hinter dem Rücken der 

| Arbeiter, hinter verschlossenen Türen umso besser zu verraten. 


(Lebhafter Beifall bei den Kommunisten und auf den 
Tribünen! ) 
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- Glocke des Vorsitzenden- 


Irsitzender: Ich mache die Tribünenbesucher darauf aufmerksan,daß i 
sie sich Beifallskundgebungen zu enthalten haben. i > 
(Zuruf des Abe, Lorenz (KP): Das ist ein Zeichen da- 
für, daß die Proleten einverstanden sind mit unseren 
Ausführungen. ) 


Iorsitzender: Ich rufe Sie zur Ordnung! 


(Zuruf des Abe. Lorenz (KP): Sie sind schlecht aufge- i 
EN ® 


= 2 


\orsitzender: Ich rufe Sie zum zweiten Male zur Ordnung und mache 
Sie auf die Folgen eines weiteren Ordnungsrufes aufmerksan. 
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rsitzender: Das Vort hat Herr Abgeordneter Petri! 
g. Petri (SP): Meine Dame und meine Herren! Den Vorlagen betref- 


fend Sicherung des Bestandes der Sozialversicherungsträger 
steht die Sozialdemokratische Fraktion ablehnend gegenüber. 
Erstens lehnen wir es ab, nachträglich eine Vorlage zu be- 
gutachten, die bereits durch Notverordnung eingeführt ist, 
zweitens enthält die Notverordnung derart unerhörte Fin- 
gritse in die sizialen Einrichtungen der Arbeitnehmer und 

as Versorgungswesen der BEL ORROR er, daß sie von keinem 
sozialdenkenden Menschen gebi ligt werden können. Was sich 
zurzeit im deutschen Reich an sozialer Reaktion zeigt, 
spiegelt sich im Saargebiet wider. Zur Einführung der so- 
zialen Snzsals Johterungen gemäß den Reichsgesetzen ist die 
Regierungskommission über Nach bereit, während Verbesse- 
rungen näch Jahren nicht erfolgen konnten. Besonders die 
ee für den Abbau der Sozialversicherung eine, 
Notverordnung zu erlassen, hat gezeigt, welcher Geist bei 
der Regierungskommission herrscht. Über die Notverordnungen 
wurde Schon sehr oft geredet. Daß Verordnungen, welche dem 
Landesrat nicht vorgelegen haben, rechtsungültig sind, geht 
aus einem Urteil hervor, das der Spruchsenat des landes- 
versicherungsamtes Saarlouis am 21.11. 1927 gefällt hat. 

n dem Urteil handelt es sich um verlorene Anwartschaften 
von Bunpepohat vanit liedern aus der Zeit, wo noch keine 
Gegenseitiekeitsverträge bestanden haben. Durch die Ein- 

ührung des Reichsknappschaftsgesetzes bezw. Abänderung 
des gerae Hohen KnappSchaftsgeSetzes, konnten diese verlore- 
nen Anwartschaften auch im Saargebiet wieder in Anrechnun 
kommen. Es mußte jedoch deswegen, weil es nicht geschah, 
durch den Versicherungsträger ein Prozeß eingeleitet wer- 
den. In der Urteilsbegründung dieses Prozesses heißt es 
in einem Passus: 

" Der Artikel 6 in der vorstehenden Faaeung bedeutet 
eine Abänderung des preußischen Anappachaftsgese zes. Er 
müßte daher gemäß der Vorschrift des $ 23 der Anlage zu 
Artikel 50, Abschnitt 4 Teil 3 des Friedensvertrages von 

ersailles zustande Eekpmnen sein. Bei Erlaß der Verord- 
nung in der ursprünglichen Form ist diese Vorschrift auch 
beachtet worden. Dagegen ist die Berichtigung in Nr, 
des Amtsblattes,Seite 425, nicht _nach Anhörung des landes- 
rates ergangen, sie tzäet weder Datum noch Unterschrift 
und hat offenbar der Hegierungskommission überhaupt nicht 
zur Vollziehung vorgelegen. Sie ist daher nicht gesetz- 
mit zustande gekommen und nicht ordnungsmäßig publiziert 
und hat daher als rechtsungültig bei der Entscheidung der 
vorliegenden Streitfrage auszuscheiden. . 

‚ Der genannte Prozeß ist deshalb, weil das Gericht 
die Gültigkeit nicht anerkannte, zu ungunsten des Versiche- 
Br mere ausgegangen. Auffallenderweise haben die Ge- 
richtsinstanzen, die wegen der Senkungen der sozialen 
leistungen durch die ber.chtigte Notverordnun 


: | ung, angerufen 
sind, bis jetzt eine Entscheidung nicht gefällt. Diese Ent- 
scheidung müßte, wenn die juristische Iogik Mahrhaftigkeit 


und Gerechtigkeit enthält, diesmal zu Gunsten der Versiche- 
rungsnehmer ausfallen. | ' 

x... Auch ein anderer wichtiger Faktor spricht gegen 
die Gültigkeit der Notverordnung. In dem Protokoll des 
Völkerbundsrates vom Juli 1922 über die Errichtung des Lan- 
desrates im Saargebiet ist festgelegt, daß vor Einführung 
von Verordnungen der Landesrat zu hören ist. Diese Bestin- 
mung ist von der Regierungskommission ee de 
worden. Eine Regierung, welche die Volksrechte derart miß- 


achtet und nur einer Gruppe von Unternehmern und Industriel- 
ler maßgebenden Einfluß einräumt und deren Mnsche berusk- 
sichti 
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Bevölkerungsschicht, die der sozialen er bedar 
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berücksichtigt und deren Bezüge schmälert, hat sich mit 
dem Merkmal ausgezeichnet, daß sie_die Interessen der 
in 
peeesr Notzeit stark Varpnonlänni gr. Die Härten, welche 
urch die Notverordnung im Saargebiet in der sozialen Ver- 
siche hervortreten, sind enorm. 30 Millionen Franken 
hat man den armen Sozialrentnern durch die erste Notver- 
ordnung mit einem Federstrich weggenommen. Das Einsetzen 
der Ruhensbestimmungen bei Kriegs-oder Unfallrentnern, wenn 
sie noch Bezüge von einem anderen Versicherungsträger be- 
ziehen, wirkt sich bei vielen Unfall-und Kriegsrentnern 
mit ihren Familien in schlimmer Meise aus. 

Durch üie Art der Berechnung Bach den Ruhensvor- 
schriften kommt es heute vor, daß_der 30 % ie Unfallrent- 
ner höhere Bezüge erhält als der 80 % ige Unfallrentner. 

efür zwei Beispiele: 
Er: Bi 80 A iger Unfallrentner mit 25 Dionstjehren 
mit einem Jahresverdienst von_l2 000 Franken erhielt vor | 
rlaß der Notverordnung eine Rente von 6400 Franken jährlich 
oder 533,30 monatlich, dazu an Invalidenrente monatlic 
ne und Frs. 158.95 Knappschaftspension, zusammen 


Frs. 996.25. 

Nach der Notverordnung setzten die Ruhensvor- 
schriften ein und diesem Schwerverletzten werden von der 
monatlichen Unfallrente von Fr. 533.30 der Betrag_von 
O und von der Pension der Reichszuschuß von Fr. 42.55 
in Abzug gebracht. Er erhielt ab l1.Januar 1932 noch eine 
Rente von Fr. 570.10. 
Ein 30 % iger Unfallrentner mit ebenfalls 25 Dienst- 
jahren der auch Pension-und Invalidenrente bezieht, er- 

ielt folgende Bezü e: Bei einem Jahresarbeitsverdienst von 
12000.-Franken vor Einführung der Notverordnung 

Pension . 106.30 

Inv.-Rente " 304.- 

Unfallrente " ___200.- 


zusammen: Fr. 662.95 


Nach der Notverordnung sind von der Unfallrente 
von 200.-Franken 50 Franken anrechnungsfähig, sodaß noch 
der Mirag von Fr. 612.95 verbleibt. _ | 

Der 30 % ige Unfallrentner mit geicher Pension 
und Perelidenberüßen erhält also Fr.612.95 und der 80 % ige 
erhält monatlich 570.10 Fr. Viele Unfallrentner sind durc 
die Ruhensvorschrifien unter die Armensätze gesenkt worden, 
sodaß sie mit ihren Familien bittere Not leiden. Die _ 
Streichung der Henten unter 20 % ist eine große unsoziale 
Tat, die man nicht scharf genug kennzeichnen kann. Hunderte 
haben in der \Moloch-Industrie ihre gesunden Glieder ver- 
loren und dadurch un ArbeisgEähieneit eingebüßt. Die klei- 
nen Renten brachten ihnen einen ce it ee für den 
durch die BEIREIRDSBGHFANBUNG entstandenen Lohnverlust. 
Rücksichtslos wurden diesen Geschädigten die kargen Bezüge 
beschnitten. 

Auch die Fälle, wo mehrere Renten aus verschie- 
denen Unfällen Peaage wurden unter 20 %, selbst wenn sie 
zusammen 25 % überstiegen, wurden entzogen, obwohl nach der 
Notverordnung dies nicht zulässig sein durfte. Da aber die 
ee hrunesbestinnungen bis jetzt noch nicht erlassen sind, 
legen sich die Berufsgenossenschaften die Notverordnung nach 
ihrer Schablone aus.Unverständlich sind die Anrechnungsme tho- 

en für die verschiedenen Rentenarten von Kriegs-und Unfall- 


rente. Vohl versteht man diese Renten beim Bezuge von Pension, 


Invaliden-oder Angestelltenrente in Anrechnung zu bringen, 


jedoch wird, wenn Kriegs-und Unfallbeschädigung bei einer 
Person 
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Person vorliegt, die dadurch eingebußte Erwerbsfähiekeit 
nicht nach den beiden Schäden berücksichtigt. Es fehlen 
bisjetzt auch noch die Ausführungsbestimmungen von der Ver- 
ordn über die Unfallversicherung vom 15.5.1929 betr. Ka- 
Bi ra12 findung, sodaß seit Erlaß des Gesetzes kein Fall zur 
rledigung kommen konnte. Wir fordern, daß mit dem Erlaß von 
Verordnungen auch gleichzeitig die Ausfuhrungsbestimmungen | 
im Amtsblatt veröffentlicht werden. 
Durch die Notverordnung ist auch den lätwen, de- 

ren Ehemänner vor dem Jahre 1912 gestorben oder invalidisiert 
waren, die seit dem Jahre 1929 gewährte Rente wieder entzogen: 
worden. Die Regierungskommission versprach diesen litwen aus 
der gehobenen Fürsorge Ersatz fur die entzogene Rente zu ge- 
währen. Ein halbes Jahr ist seitdem vergangen, ohne daß etwas 
sonehen ist. Unterdessen ist eine neue Notverordnung aus 

em Dritten Reich in Berlin angekommen. 


(Zuruf der Abg. Frau Hermann(KP) :r Die Ihr angegompt 
1aDt. 
Sie hat sich als weiterer Vorbote des Dritten Reiches auch 
im Saargebiet gnzemelopt. Eine halbe Milliarde wurde erneut 
am Sozialetat des Neiches gekürzt, Im Saargebiet sollen a 
l.August weitere 30 Millionen an Senkungen erfolgen von den 
Invaliden-, Yitwen-und Vaisenrenten, Pensionen sowie Kriegs- 
renten. Nieder sollen die armen Rentenempfünger unter das 
Niveau der Armensätze in den Kommunen ge rückt _werden,sodaß 
sie trotz ihrer wohlerworbenen Ansprüche auf Almosen angewie- 
sen werden. | ER 
„Hier zeigt sich die Reaktion in Reinkultur. Das 
sind die Früchte, die durch die Saat der neuen "Volksbeglücker" 
erzielt werden. Die Kurve der Sozialpolitik soll auf _den E 
tand von 1914 gurückgehen. Die mepsiger zum neuen Kurs haben 
berwasser erhalten. Schrieb doch die "Deutsche Bergwerks- 
zeitung" am 1.Mai dieses Jahres; 





Ya gesamt Verhalten des Staates gegenüber der 
Wirtschaft seit dem Umsturz 1918 stand unter der Herr- 
schaft des sozialen Gedankens. Mit Hilfe des sozialen 
Staates sollte der Kapitalismus, d.h. praktisch die 

Unternehmungen der deutschen Privatwirtschaft in Stadt 
und land sozial ausgequetscht werden. Zieht man die 

Einkommen aus Löhnen, Gehältern, Renten und Pensionen 
zusammen, dann betruren diese 1913 zusammen 33,7 Mil- i 
liarden Mark, 1929 51,8 Milliarden Nark, ihr jpreil 
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am Volkseinkommen war von 485% in 1913 auf 69 % in 

1929 gestiegen. Über ein Fünftel des Volkseinkommens 4 
war also vorwiegend durch staatlichen Eingriff diesen 
Einkommenskategorien neu zugeschoben worden." | 


5 


Eine andere Persönlichkeit aus dem Dritten Reich, der Reichs- | 
bankpräsident Dr. Schacht, hielt im Oktober 1931 in einer . 
Bremer Tafelrunde folgende Rede: j 


vr 


"In dem Mangel an lillen, der durch das deutsche 1 
Volk geht, empfinde ich die große unmoralische Kraft ! 
es deutschen Volkes. Dieser Ville fehlt dem Beutschen 
eich heute an allen Ecken und Enden, wir haben nir- : 
gends mehr das Gefühl in der Bevölkerung, daß der ein- - 

zelne für sein Schicksal verantwortlich ıst, daß der 

einzelne känpft und Pat und_ sich einsetzen muß, wenn 

er etwas im Leben erreichen will. Unser Ideal in Deutsch- 
land ist das Ideal des Sozialrentners, der mit dem Augen- 

ick, wo er in die Wiege gelset wird, sämtliche Ver- 

t 


sorgungsscheine einschließlich der Sterbekasse mitbe- 
kommt. Mr fühlen uns nicht als Bürger des Staates, 


sondern wir fühlen uns als lWohlfahrtsempfänger eines 
uns 
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uns fremden staatlichen Organismus, der irgendwo 
in der Luft schwebt." 


An dieser Tafelrunde waren 400 Großindustrielle und Hoch- 
finanziers beteiligt. Herr Schacht hat ein unrenpene 3 
von 340 000 Reichsmark. Er gilt als der neue Reichsbank- 
emident im Dritten Reich. Er war auch in Harzburg be- 
eiligt. Das sind die Inspiratoren der jetzigen Barons- 
regierung und die Geldgeber der Hitlerbewegung. Sie be- 
zeichnen den demokratischen Staat als eine zu japTerielige 
Vohlfahrtsanstalt, weil dem Armen in seiner Not staatliche 
Hilfe zuteil wurde. Wil dem alten und kranken Arbeiter 
und Angestellten, dem Unfallverletzten, dem Kriegsbeschä- 
igten, dem Erwerbslosen, den litwen und Maisen eine ge-. 
etzliche Rente gesichert war. Deshalb die Hetze gegen die 
epublik und ihre Verfassung. Deshalb der blutige Terror 
Essen die soziale Bewegung durch gekaufte Söldner der 
eaktion. Als selbstverständlich wird von diesen sozialen 
Gegnern des Staates verlangt, daß,_er den ehemaligen 
Monarchen, Fürsten, Herzögen und Standesherren zweieinhalb 
Milliarden Entschädigung bezahlt, daß den _ Industrie- 
megmaten und Großagrariern weitere Milliarden von Subven- 
tionen, Krediten und Osthilfe zugeführt wurden, daß den 
ehemaligen Generälen und_höheren Offizieren des ehemali- 
gen kaiserlichen Heeres Pensionen von 200 Millionen Reichs- 
mark zugeführt werden, daß der J.G.Farben 18 Millionen 
ichsmark Steuern erlassen werden, deren Aktionäre immer 
noch ansehnliche Dividenden beziehen. 
er Begriff von Volk und Staat_ist den oberen 
Zehntausend, deren Vertreter die jetzige Reichsregierung 
ist, nur nach dem Prinzip von oben und unten geläufig. 
Noch in keiner Epoche seiner Geschichte ist das deutsche 
Volk einem solchen frivolen Lug und Trug ausgesetzt ge- 
wesen, wie durch die jetzige ltlerpartei, die Sozialis- 
mus heuchelt und die Reaktion mit antisozialem Kurs in den 
Sattel hebt. Der Verrat ist erkannt und beginnt zu dämmern. 
Soziales Werden von wissenschaftlicher Erkenntnis getragen, 
äßt sich nicht ausrotten. Die daran Hand anlegen wollen, 
geeren die wird erstehen die große Gemeinschaft aller, die 
um ihre sozialen Rechte bedröht sind. Sie werden die Frech- 
heit, den brutalen Terror, die Infamie, die Heuchelei über- 
winden und die gedungenen Spalter und falschen Propheten, 
die sich eingeschlichen haben, aud ihren Reihen entfernen. 
Sie werden gereinigt, diszipliniert und mit vereinter. 
Kraft die tollwütige Meute der Heaktion zu bändigen wissen. 
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(Bravo-Rufe der Sozialdemokraten! ) 


Der Mperzeskomnission, die sich diese reaktionäre Ten- 
denz der EFASPRgi e Kung zu eigen macht, sei gesagt, dal 
es keiner großen Regierungskunst bedarf RUESLE e- 
setzesabschriften zu übernehmen, dafur kann das sargebiet 
auf den Luxus eines teuren Regierungsapparates verzichten. 

fir fordern von der Regierungskommission, daß 
die Senkungen der Renten und Pensionen im Saargebiet unter- 
bleiben und die ausgefallenen Reichsanteile auf dieulan- 
deskasse übernommen werden. 

nser Gutachten lautet: 


Die Vorlagen der Tagesordnung Nr.1l und 2 betr.: 
herung des Bestandes der ozialvers] ne rung = 


lehnen wir ab. Der 
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Der Vorlage Nr. 3 betr.: 


Ande 
Ve ® 





stimmen wir zu,weil darin erworbene Anwartschaften von 
Versicherten gesichert und Gegenseitigkeitsverträge ge- 
fördert werden. | 

un hat Herr Detjen schon zum zweiten Male versucht, 
die Gewerkschaftsvertreter unserer Richtung in der Orts- 
krankenkasse zu verklagen. 


(Vorsitzender: Ich bitte, diese Sache nicht so breit 
zu behandeln! 


Das werde ich machen, wie es notwendig ist. Ich werde jedoch 
auf dem Niveau der Sachlichkeit bleiben. Wr haben keine 
Ursache in dieser Frage zurückzuhalten oder uns gar zu ver- 
bergen. Ich betone ausdrücklich, daß die Krankenkasse eine 
Einrichtung ist mit einer Selbstverwaltung, die aber gesetz- 
lich beschränkt wird. Die Krankenkassen sind mit ihren Fi- 
penzte rungen abhängig von dem, was ee: vorgeschrie- 
ben ist. Ich habe sogar festgestellt, daß selbst_in Kom- 
munistischen Einrichtungen, wo die Ausgaben die Einnahmen 
überschritten haben, man dazu ubergegangen ist, die Senkung 
auf Kosten der Beschäftigten in den Betrieben vorzunehmen. 
Aus Steinen können auch die Kommunisten kein Geld machen. 


(Zuruf des Abg. Kiefer (2): Das ist wahre Erkenntnis! ) 


Ich bin über die Ortskrankenkasse Saarbrucken nicht orien- 
tiert,aber soviel weiß ich, daß die Vertreter des Vorstan- 
es nach ihrem Gewissen den Mitgliedern gegenüber handeln. 
ch habe das richtig zu stellen und betone ausdrücklich, 
daß die Haltung unserer Genossen nach Grundsätzen und 
finanziellen Möglichkeiten sich bewegt. Ich muß deshalb 
sagen, daß die Kritik der Kommunisten unsachlich und dema- 
gogisch war. 


Ich habe dann Stellung zu nehmen zur Vorlage betr.: 





Diese Vorlage ist nur Stückwerk, wenn nicht gleichzeitig 
das Nachtbackverbot, und entsprechende Ausfuhrungsbestin- 
mungen Wesetzeskraft erhalten. Diese Verordnung wurde den 
gene Langen Forderungen entsprechen, die Meister und Gehil- 

en des Bäckergewerbes an den Gesetzgeber erhoben haben. 
Bei einem Teil der Meister ist die Stimmung wieder umge- 
Schlagen. Sie haben Angst bekommen vor der eigenen Courage. 
Sie befürchten, daß das Nachtbackverbot pachteilige Folgen 
ür das Enekareigewerbe bringen könnte. Warum soll das, 
was im Deutschen Reich möglich ist, im Saargebiet unmöglich 
sein ? Das Nacht-und Sonntagsbackverbot ist ein Kultur- 
fortschritt, der von fortschrittlich gesinnten Menschen 
nicht gehemt werden auritn. ie en el daß eine 
Schädigung der Verbraucherinteressen eintreten könne ‚sind 
nicht stichhaltig. In der Bibel steht geschrieben: Sechs 
Tage sollst Du arbeiten und am siebten sollst Du ruhen. ' 

n dieser Hinsicht stimmt die Bibel mit den Grundsätzen 
des Sozialismus überein. Der Ausfall_von frischen Brötchen 

ecken kann durch Umstellen der Bachwaren ersetzt wer- 

den. Auch die Due Ne: PURE von frischer Mare kann berück- 
Sichtigt werden, soweit die Existenz bedroht ist. Es gibt 
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keine Regel ohne Ausnahme. Für diese Fälle kann in der Ver- 


ordnung eine Snap @beno ak tL gung mit einer bestimmten 
Zeitbegrenzung zugelassen werden. 


Unser Gutachten lautet: 


Zu_$ 1 beantragen wir, die Sonn-und Feiertagsruhe von 
Sanateg 22 Uhr bis Montag frih 2 ren begrenzen. 


Zu_$ 2 beantragen wir, für die Bäckereien, deren Existenz 
vom Sonntagsgeschäft durch Verkauf von Frischwaren 
abhängig ist, die Arbeitszeit an Sonn-und Feierta- 
gen bis 12 Uhr bezw. 14 Uhr zuzulassen. 


Außerdem beantragen wir, zu verbieten, daß an sonn- 
und Feiertagen keine Backwaren aus Frankreich feil- 
geboten werden dürfen, weil dort ein Sonntags-Back= 
verbot bis jetzt nicht besteht und das Bäckergewerbe 
im Saargebiet vor der, in diesem Falle, gesetzlosen 
Konkurrenz geschützt werden muß. 


Noch eine Bemerkung zu dem neuen Überfall, den die 
remee nm} 38ion sich auf den Landesrat bezw. die Be- 
völkerung des Saargebietes geleistet hat. Die Regierungskon- 
mission be 
Aktivität. / 

Nachdem in der vorigen Vioche im Schnelltempo der 
Bevölkerung 20 Millionen indirekte Steuern auferlegt wurden, 
sollen nun in demselben Tempo weitere Millionen von densel- 
ben Ausmaße als direkte Steuern festgesetzt werden. 

Mr erklären der Regierungskommission ausdrücklich, 
daß wir diesen antisozialen Kurs aicht mitmachen. Mir sind 
bereit, am Haushaltplan mitzuarbeiten, jedoch nur unter der 
Voraussetzung, daß man uns nicht nur die Pflicht a a 
Steuern zu beschließen, sondern daß man uns auch das Recht 
einräumt, die Ausgaben festzusetzen. Wär waren bereits in 
der letzten Vollversammlung des Landesrates u dad 
die von der Regierungskommission innerhalb ärei Tagen den 
Landesrat vorgei> sten Steuervorlagen durchgequetscht werden. 
Wir lehnen es deshalb auch bei den jetzigen Steuervorlagen 
ab, in eine überstürzte Beratung einzutreten und verlangen 
zuerst klare Unterlagen, wonach die AHNDAL TEURER MR mit den 

Ö 


findet sich zurzeit in einer außerordentlichen 


inkommensverhältnissen der Bevölkerung in Einklang stehen 
müssen. fir wollen auch Kenntnis haben von den Opfern, wel- 


che die Regierungskommission in der größten Notzeit der 
Saarbevölkerung Selbst bringt. 


(Bravo-Rufe der Sozialdemokraten! ) 
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toritzender: Das !iort hat Herr Abgeordneter Brück! 


ib£s 


Brück (NSDAP): Meine Dame und meine Herren! Meine Vorredner 


haben bereits schon auf die Unzusräg/i0hkei ten der Verord- 
bung hingewiesen. Insbesondere hat der Herr Abgeordnete 
Kiefer ein Beispiel gebracht, das drastisch die deutsche 
Not an der Saar darstellt. ir glauben, daß regieren fol- 
genden heißt: Hagieren heißt dafür sorgen, daß jeder ein- 
Zelne in seinem Recht zu leben nicht geschmäler wird. Die 
Notverordnungen, die erlassen wurden, schmälern die - 
sten in ihrem Recht. Die Sozialversicherten, Kriegsrenten- 
empfänger usw. erinnern uns an den Mann, den man allmählich 
ertrinken läßt. 

Wir lehnen es ab, Notverordnungen gutzuheißen. 
"Mr lehnen es u ab über Notverordnungen, die eine 
Verschlechterung der lage der Bevölkerung bringen, über- 
haupt zu diskutieren. 2, 

Dem Herrn Abgeordneten Petri möchte ich folgendes 
Rätsel zu lagen geben: » io ie 

r hat die Papen-Regierung berufen? Hindenburg! 
Wer hat Hindenburg gewählt ? nicht wir, das waren andere. 
‚übrigen lehne ich es ab, „berhaupt über die- 

se Frage zu diskutieren. 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


ke m, 
Tun 


ıbe. Schmelzer(DSV): Meine Dame und meine Herren! Die Vorlage leh- 
eg 


en wir ab, weil wir erundsätzlich Notverordnungen ablehnen. 
Nas vom rechtlichen Gesichtspunkt aus zu sagen ist, 
habe ich bereits in der vorigen Sitzung be Die Regie- 
rungskommission versucht, sich eine moralische Rickendeckung 
zu verschaffen, indem sie darauf hinweist, daß im Reiche 
zahlreiche Notverordnungen erlassen worden seien. Ich möchte 
den Herrn Staatskommissar, der ja der Übermittler dessen 
ist, was hier genaet wird, auf einen Unterschied aufmerksam 
machen zwischen Notverordnungen, die im Saurgebiet erlassen 
und denen die im Reich erlassen werden. Im Reiche kann der 
Reichstag einer Regierung, die Notverordnungen erläßt, das 
Vertrauen entziehen und die Regierung hat dementsprechend 
abzutreten. Der Reichstag kann Notverordnungen außer Kraft 
setzen, was aber dem Landesrat hier versagt ist.. Dann be- 
steht weiter ein krunlegenie? Unterschied darin, daß die 
chart glerung aus Angehörigen des eigenen Volkes besteht, 
während die FORT Legierüng zum größten Teil aus Landfremden 
ohne eigentlich Verpflichtung auf irgend eine Verfassung. 
Das sind die großen Unterschiede, die zwischen erlassenen 
Botverordnungen im Reich und im Saargebiet bestehen. 
ir machen die Regierungskömmission in ihrer 

jetzigen Zusammenstellung nicht für das verantwortlich, was 
von verflossenen Regierungskommission getan wurde. Wir 
machen aber die jetzige Regierungskommission nachdrücklich 
arauf aufmerksam, daß es ein Rechtsbruch ist, wenn sie 
mit Notverordnungen im Bee rgenie? vorgeht. Mr haben be- 
wiesen, daß wir sehr schnell zussammentreten können und wenn 
ein Notstand a 2 nur dann sollen Notverordnungen er- 
lassen werden, nur dann sind wir bereit, dem Rechnung zu 
ragen. 

- Der Sprecher des Zentruns, Herr Abgeoräneter Kie- 
fer hat verschiedene Vorschläge gemacht, die die Hurten 
mildern sollen. Das hätten wir auch getan, die anderen Frak- 
tionen auch, wenn uns vor Erlaß der DS TOT orunng die Vor- 
lage ordnungsmäßig zugegangen wäre. Denn die NMilderung die- 
ser Härten sind im Saargebiet möglich durch einen Entschluß 


der Regieruneskommission. fir fassen aber diese Verbesserungs- 


vorsc nee, enen wir uns anschließen, nicht auf als eine 
Begutachtung der Vorlage. Eine Begutacht ser Torlage 

lehnen wir ab. Wir betrachten diese Vorschläge als Anträge 
für eine neue Vorlage so wie es der Herr Kiefer schon ver- 


langt hat. 

„ fir machen uns den Antrag zu eigen, den Herr Kie- 
fer zu Punkt 14 gestellt hat. Die Anfıhrung der zwei Bei- 
spiele der Sozialdemokratischen Fraktion wären besser unter - 
blieben, denn Sie wissen, daß häufig darauf hingewiesen 
wird, daß Rentenempfänger besser gestellt seien als die 
Beschäftigten selbst. Die “ahlenbeispiele, die der Herr 
Abgeordnete Petri vorgebracht hat, sind nur dazu angetan 
Gene Meinung nocha zu verstärken. Er hat die Zahl 00.-Fr. 
als Ase genannt, jeder im Saargebiet weiß, daß die Summe 
von 900.-Franken ım Monat von einem beschäftigten Bergmann 
lange nicht erreicht wird. Ich hätte diese Zahlenbeispiele 

aher im Interesse der Versicherten lieber nicht gewählt 
und es wird de, Sache der Presse sein, wie weit sie auf 
diese un» sispiele gingeit. 

l s die Arbeitsbeschaffun ‚anbelangt, so habe 
ich schon x-mal ausgesprochen, daß die beste Lösung zur 
Linderung_der Erwerbslösigkeit die »eschasfung von Arbeit 
ist. Die a A pre ist schon seit Jahr und Tag 
miederholt arauf hingewiesen worden hier im Landesrat 

n der Presse und in Versammlungen. Sie begründet ihre 
naktivität damit, daß das dazu nötige Geld fehle. Da hat 
mit vor einigen Tagen ein Großindustrieller - es war nicht 
Herr Röchling - in einer privaten Unterualtung einen | 
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Vorschlag gemacht, daß besonders zur Finanzierung des Bau- 
Bar tes eine Ausgabe von Schuldverschreibungen durch die 
eeierungskommission erfolgen soll. Wenn eihen auf dem 
Auslandsmarkt unmöglich seien, müßte man versuchen, die 
nötigen Gelder im Lande selbst aufzubringen, vielleicht 
in Verbindung mit der jetzt zu granäanden Giro-Zentrale, 
und wenn die ganze Anleihe nicht im Iande selbst aufgebracht 
werden könnte, wäre mit einer teilweisen Aufbringung auch 
schon gedient. Es wäre dann weiter möglich, daß diese 
Schuldverschreibungen an Zahlungsstatt Eee ea WOre und 
daß der ausführende Unternehmer von sich aus diese Schuld- 
verschreibungen auf irgend eine Art zu lombardieren oder 
nutzbar zu machen versucht. Bei der bestehenden ungeheu# 
ren Beschäftiguneslosigkeit glaube ich, daß der Vorschlag 
brauchbar ist und ich möchte den Herrn Staatskomnissar 
bitten, ihn an die Regierungskommission weiter zu 
Bern. Jedenfalls gehen die Dinge so nicht weiter, daf die 
egierungskommission immer nur die Steuerschraube anziehen 
will, um Geld zu beschaffen. Mit dem was jetzt an Arbeits- 
ee eretüteung benahlt wird, kann ein Mensch mit Fami- 
lie nicht leben. Die WEIS TOTRURE läßt sich aber kaum _er- 
höhen, denn wo sollen die llittel herkommen ? Wenn die Re- 
gierungskommission diesen Vorschlag ablehnen sollte ‚dann 
soll sie sich um anderweitige ge bemuhen. Sie hat 
ja ein Heer von Beamten. Allerdings muß einschränkend ge- 
sagt werden, ein Heer von Deamten, unter denen sich sehr 
viele befinden, die BRaRbLE sind, selbständig zu arbeiten. 
4 kann man uns ja zu Hate ziehen. Mr sind gerne bereit, 
nicht nur im Landesrat, sondern zu jederzeit den Herren 
mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. Sie sollen den guten 
Willen zeigen, denn sonst kommen sie in den Verdacht, daß 
as französische Mitglied der Segierungekonmi geiön an den 
uständen hier Gefallen hat, weil es seine politische 
Karriere zu fördern scheint. 
je Regierungskommission weist bei Begründung 
der Vorlage darauf hin, daß man keine laufenden Ausgaben 
aus laufenden Anleihen decken soll. Das ist richtig. Aber 
dann hat die Regierungskommission etwas falsch gemacht, sie 
hat nänlich Dinge, die allerwärts in der Yelt miü Anleihen 
finangiert werden, mit laufenden Mitteln finanziert und 
das war falsch. Ich meine, in der Notzeit sollie man sich 
auf derartige Spitzfindirkeiten überhaupt nicht berufen. 
u Punkt 15 der Tagesordnung betrefiena: 


a er Sonntagsarbeit in Bäckereien 
und Konditoreien 


habe ich mich darauf vorbereitet, daß hier Angriffe kom- 
men werden ri einer angeblichen Lehrlingszüchterei im 
Bäckereigewerbe. 

Aus den Protokollen der Kommission ist ja zu 
ersehen, daß der Vertreter der Kommunistischen Partei 
Ba sprechend Ausführungen hier angekunligt nat. Es 
ı8t nichts geschehen, lediglich_der Herr Abgeordnete 
ler hat diese Frage gestreift. Ich möchte aber, um d 

edereien nicht weiter Boden gewinnen zu lassen, auf 
gende Zahlen hinweisen: | 

‚Im ganzen Saargebiet gibt es im Bäckerei gewerbe 
1100 Betriebe. Diese 1100 Betricbe haben E00 Lehrlinge und 
bis vor ganz kurzer Zeit 700 Gehilfen mit Eiuschluß der 
Konditoreien. Selbstverständlich sind bei den 700 Gehilfen 
eine Anzahl Arbeitslose zu verzeichnen wie bei jedem Ge- 
werbe. Eine genaue Zahl läßt sich hier nicht angeben, wenn 
wir jgapeh 1 O Gehilfen als arbeitslos annehnen, so halten 
sich Lehrlinge und Gehilfen die liage. 
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In dem ausgesprochenen Kleingewerbe, besonders auf dem 
Lande, arkeitet der Bäckermeister ganz allein ohne Lehrling 
und ohne Gehilfen. Und das sind die meisten Betriebe im Saar- 

ebiet. Man kann also sagen, daß auf zwei Bäckereien ein 
hrling kommt. Von einer Lehrlingszüchterei kann also nicht 
esprochen werden. Das Material ıst von_der Handwerkskammer 
estgestellt worden und steht jeden zur Binsicht peten, Sie 
können die Zahlen dort nachprıfen, daß uber zwei Lehrlinge 
nur je einigen Betrieben im Saargebiet beschäftigt sind. 
Im übrigen hat ja die Innung selöst ein Interesse daran 
gegen diese Dane? vorzugehen, außerdem können Sie versichert 
sein, daß auch die Handwerkskammer üprartige Sachen nicht 
den würde. Darüber hinaus ist noch das Gewerbeaufsichts- 
ap da. Wenn wirklich Übergriffe vorkommen, dann hat die 
andwerkskammer diese dadurch geahndet, daß dem Betreffenden 
die Haltung von Lehrlingen untersagt wurde. _ 
| ‚ fas_ die Stel Bagnehne der Bäckermeister anlangt 
so war seiner Zeit ein Teil dafır, der andere da egen. Mitt- 
lerweile haben sich aber gı9 Dinge geändert und heute ist 
das Bäckereigewerbe einheitlich der Meinung, daß das Sonn- 
tagsbackverbot abgelehnt werden soll. Viele Bäckereien und 
nditoreien sind auf Sonntagsdienst angewiesen. Die Stel- 
lungnahme der Handwerkskammer unterstutzen wir und lehnen 
die BEHLURTUNG des Sonntagsbackverbots ab. 
Ich hätte gewünscht, daß der ganze Landesrat diese 
Vorlage abgelehnt hätte - die Kommunisten sind davon ausge- 
nommen-. Von den Sozialdemokraten hätte ich erwartet,daß sie 
unserer Stellungnahme beigetreten wären. 


(Herr Lieser, lachen Sie nicht darüber, die Sache ist 
sehr ernst!) 


Sie hätten sich dem Vorschlag des Herrn Kiefer anschließen 
können, der gesagt hat, wir Sind dafür, aber unter den heu- 
tigen Umständen stellen wir die Vorlage zurück. 

Mr_lehnen die Vorlage ab und bitten die Herren 
Vertreter der Regierungskommission sindringlien auf die 
Gründe Rücksicht zu nehmen, die gegen das 


aekverbot sprechen. 
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itzender : Das \iort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 
Schmoll (DiP): Meine Dame und meine Herren! Als kürzlich der 


Reichsarbeitsminister Dr. Stegerwald sich von seinen Be- 
amten verabschiedete, sprach er über die er hir in der 
Sozialpolitik. Dabei en er, das Ministerium hätte sich 
stets bemüht, die Sozialgesetzgebung in einem für die Mirt- 
schaft durchaus Frasparek Rahmen zu halten. Vergleiche 
man aber die Entwicklung des Reichsarbeitsministeriuns 
des letzten Jahrzehnts mit der Fassung, welche die Gesetze 
endgültig gefunden haben, dann kennt man, daß alle Über- 
spannungen durch die parlamentarischen REROFOONEL GER in 
die Gesetze gekommen sind. lir befinden uns in Überein- 
stimmung mit Stegerwald und sind der Meinung, daß eine, 
Katastrophe in der Sozialversicherung, wie sie jetzt _ein- 
hehe ist, nur auf die Überspannung der sozialen For- 
erungen zurückzuführen ist. Die Sozialpolitik im Reich | 
und im Saargebiet ist ins lanken Dean und zwar zum Teil 
durch die Verschwendung, die auf diesem Gebiet getrieben 
worden ist. Ich mll nicht Pe von den höheren Gehäl- 
tern und einem aufgeblähten ! gutenenpare? ‚sondern will 
ein anderes Gebiet als Beispiel erwähnen, die wenig zeit- 
emäßen Bauten, die errichtet wurden. Ich meine damit die 
rachtbauten, die Verwaltungsgebäude, die Krankenhäuser, 
die Pflegeanstalten usw. 


(Zuruf des Abg. Petri(SP): Als Architekt müßten Sie 
diese Bauten fördern |) 


Das Verwaltungsgebäude in Breslau war veranschlagt mit 
160 000 und hat gekostet 4,5 Millionen Reichsmark. Die 
Einricht allein kostete 310 000 Reichamark. Das Ver- 
waltungsgebäude in Chemnitz war TPRpRSCHIAG* mit 460 000 
Reichsmark und hat gekostet 4,2 Millionen Reichsmark. Das 
Verwaltungsgebäude in Düsseldorf war veranschlagt mit 
1,2 Millionen und hat gekostet 4,7 Millionen Reichsmark 
in Braunschweig war das Gebäude mit 670 000 veranschlagt 
und hat 3,5 Millionen Reichsmark gekostet. Das Verwaltungs- 
gebäude in Dortmund war veranschlagt mit 2,4 Millionen, 
und hat gekostet 3,5 Millionen, in Frankfurt mit 1,5 Mil- 
lionen veranschlagt und kostete 6,6 Millionen Reichsmark. 
Des nenne ich Verschwendung, weil man die Groschen der 
Armen verschwendet, sie in Bauten anlegt, aus denen sie 
nicht mehr herauszunehmen sind. Da ist nicht schuld eim | 
kapitalistisches System, sondern das ist Ausfluß der Über- 
spannung in der vesLalenag Teugbung. Im Saargebiet liegen 
die Verhältnisse so, daß die Leistungen in der Sozialge- 
setzgebung dieselben sind wie im Reich. Die Beiträge sind 
erheblich re weil neben den Zuschüssen des Reichs 
die Landeskasse 32 Millionen Zuschüsse leistet. Wenn nun 
versucht wird, auch im Saargebiet die Einnahmen mit den 
Ausgaben in Einklang zu bringen, so können wir diesem Be- 
streben nicht widersprechen. Mir sind der Meinung, daß der 
uf nach der Landeskasse nichts anderes bedeutet, als neue 
Steuerlasten. Es fällt kein Geld vom Himmel und es ist, 
schon soweit en, daß man nach dem Hausbesitz greift 
indem er ca. 7 % seiner kinnahmen letzten Endes für Sozial- 
Pepaben entrichten soll, dabei hat er nicht mehr die lüt- 
tel, die Häuser selbst zu erhalten. Das Elend in der Nelt 
ann man nicht beseitigen, sondern man kann es nur mildern. 
Die Hilfe für einen Stand kann nicht aufgebaut sein au 
dem Untergang des andern. use! 
’ Bei den Abänderungsvorschlägen in der Kommission 
15t merkwürdigerweise niemals die. Frage aufgeworfen worden, 
wie hoch die a re durch die gestellten Anträge 
belastet würde. Wenn der Etat richtig ist, so sind 30 Mil- 


lionen notwendig, um den Stand zu halten, wie er vorher 
war. 
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war. Mir sind der Meinung, daß Einnahmen und Ausge 
Be. chen werden müssen, Ohne eine weitere Belas 


ung der 4 
rtschaft und der Steuerzahler. 
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lehnen wir ab. Diese Vorlage bringt eine Vermehrung der 


Arbeitslosigkeit, es müßten weitere Arbeiter entlassen ! 
werden, und schon deshalb lehnen wir die Vorlage ab. ; 
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rsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Lieser ! 


eg. Lieser ( : Meine Dame und meine Herren! Der Vorlage zur Er- 


gARZUng er Verordnung betreffend die Sozialversicherung von 
Unterstützungsempfängern der Erwerbslosenfürsorge kann grund- 
sätzlich zugestimmt werden, weil damit eine Gleichstellung 
der außerhalb des Saargebietes beschäftigten, aber erwerbs- 
los gewordenen Arbeitern mit den einheimischen angestrebt 
wird. Ein Unterschied in den Meinungen besteht nur noch in 
der Frage, ob die Erwerbslosen selber die vorgesehenen Ver- 
sicherungsbeiträge entrichten, oder ob diese von Amtswegeh 
an die zuständigen Versicherungsträger gezahlt werden sollen. 
Die Sozialdemokratische Fraktion stimmt der letzteren Ansicht 
zu, weil damit die Sicherheit gegeben ist, daß den Erwerbs- 
losen die Anwartschaft in gllen Fällen aufrecht erhalten 
bleibt. Die damit für die Ämter verbundenen Schwierigkeiten 
sind zwar nicht zu verkennen, aber nicht unüberwindlich. 
Meiter ist erforderlich in Verbindung mit der Vor- 

lage einige Abänderungsanträge zur Erwerbslosenfürsorge zu 
besprechen. Eine Reihe solcher Anträge liegen, Ihnen seitens 
der Sozialdemokratischen Fraktion vor. Bevor ich aber zur 

egründung dieser Anträge übergehe, sind noch einige Fragen 
der letzten lahlbewegung zur Erwerbslosenfürsorge zu berei- 
nigen. 

ai Die Kommunistische Partei, die es_heute nicht un- 
terlassen konnte, DONORTOFS. eOpn die Sozialdemokratische 

artei zu wettern, schrieb in Flugblättern und Zeitungen 
während und auch nach dem Wahlkampf immer von einer Mlton= 
jetzt Knox = Koßmann=Schäfer=Regierung. Damit versuchte man 
und versucht es noch heute bei den unaufgeklärten und urteils- 
losen Massen den Glauben zu erwecken, als_hätte der Sozial- 
demokrat_ Schäfer genau soviel zu 1 als der llinister oder 
rl der Präsident. Diese absichtliche Irreführung ist ein Be- 

rug an der Arbeiterklasse. Auffallend ist es, daß die Fon- 
munistische Partei noch nie die andern drei Minister, die doch 
unter fünf die Mehrheit bilden, erwähnt hat. Vielleicht hat 
man keinen Grund dazu. Ob man mit den Namen Knox - Koßmann 
(Schäfer hat in die Beschlüsse der Regierungskommission nichts 
hineinzureden) immer die Schuldigen trifft ? Die Kommunisti- 
sche Partei scheint es noch nich? zu wissen, daß die Abtei- 
AunE für Offentliche Arbeiten, die nicht den genannten M- 
nistern untersteht, sich das Recht erwirkt hat, ihrerseits 
nachzuprüfen, ob das Arbeitsamt, dem Schäfer vorsteht, den 
Erwerbslosen nicht _so viel Unterstützung auszahlen läßt. Daß 
das Verhalten der Kommunistischen Partei Schäfer gegenüber 
Arbeiterverrat bedeutet, hat der Abgeordnete Hey in einer _ 
letzten Kommissionssitzung selbst bewiesen, wo er einmal bei 
der Wahrheit rap* wurde, als er dem Zentrum vorwurfsvoll 
erklärte, daß die Verwaltung der Hegierungskommission mit 
99 Prozent Zentrumsleuten und 1 Prozent Sozialdemokraten 
' besetzt sei. 

i Auch die "Nazi" - wie kann es anders sein - haben 
sich mit den Kommunisten in der Einheitsfront gegen Schäfer 
eingefunden. Weil sich der Ministerialdirektor Schäfer als 
aufrechter Kämpfer der Sozialdemokratischen Partei außerhalb 
seines Dienstes erlaubt hat, für die Stärkung des Nahlfonds 
seiner Partei einzutreten, denunziert ihn das Saar-Naziblatt 
ın einem Artikel bei der fremdländischen DRATTSErgTUeS und 
verlangt, daß gegen Schäfer eingeschritten wird. Schäfer hat 
für das Deutschtum an der Saar ekämpft, als die Nazis wie 

eute ihr Farteiabzeichen, das Bekankreaz, nooh an der inneren 
seite des Rockkragens trugen. Für die gemeine Art, mit der 
die Nazis gegen Schäfer vorgehen, gibt es nur eine Antwort: 
Pfui Teufel !" 
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leiter ist die Kommunistische Partei bei den Vahlen mit einem 
Flugblatt gegen meine Person und Partei hausieren gegangen, 
mit welchem Sie sich bemühte nachzuweisen, ich hätte die Er- 
werbslosen als Faulenzer beschimpft. Man benutzte einen Satz 
aus meiner Rede, die ich hier im Jahre 1929 zum Erwerbslosen- 
roblem gehalten und wo ich vor unsinnigen Anträgen gewarnt 
abe, die leicht von denen benutzt werden, die behaupten,daß | 
durch die soziale Fürsorge das Faulenzertum groß gezögen werde 
und am liebsten mit dieser an grindung die resamte Versiche- 
ungs buptsasbung abbauen möchten. (Siehe das Beispiel im 
Beach). Man hat den veröffentlichten, vollständig aus den 4 
Babanmenheng meiner Rede herausgerissenen Satz als aus dem | 
amtlichen s re gr ebd Bericht entnommen bezeichnet. In 
een ur SUBperEph schen ar EahaS Aber ME 
wischensatz: " Ich bitte, mich nic nn ehen", Man 
hat geflissentlich diese Zwischenbenerkung aus dem amtlichen 
Stenogramm unterschlagen zu dem Zwecke, mich absichtlich 
mißzuverstehen, um Lüge und Verleumdung gegen die Sozialdemo- 
kratische Partei an den Mann zu ee age Die das getan haben, 
sind Lügner und Verleumder. Dies gilt auch für den katholi- 
schen Kaplan Bettscheider in EOBbATE, der sich in dieser Be- 
ziehung in holder Gemeinschaft mit der KSPSD3 befindet und 
in einer Zentrumsversammlung in Kirrberg in der Pfalz, wie i 
Ohrenzeugen beeiden können, neben dem Märchen von dem geschenk- 
ten Reitgaul meines Parteifreunden Braun an seine Frau aus- | 
eführt hat:" Lieser hat an maßgebender Stelle erklärt, wir 
eben am besten die rm rbslosenfürsorge auf, denn wir er- a 
ziehen uns dadurch nur Faulenzer.“" Das Vorhergesagte gilt für  . 
den Geistlichen solange bis er mir die maßgebende Stelle nach- 
Be, wo ich diesen »atz, auch nur dem Sinne nach gebraucht f 
abe. 





Die K.P.D. bemüht sich durch ige Tergehen immer wie- 
der zu beweisen, daß es ihr nur um die Vernichtung der Sozial- 
demokratischen Partei zu tun ist. Man redet zwar 2.Zt. in der 
.‚P.D. recht viel von einer proletarischen Einheitsfront gegen 
den Faschismus. Diese Einheitsfront, die im erspmehr ki gen 
Stadium so bitter notwendig ist, wäre sofort hergestellt 
wenn der ernste lille und nur ein geringer Prozentsatz Ehr- \ 
lichkeit vorhanden wäre. Die beiden Linksparteien brauchen ı 
Ja nur einen Burgfrieden abzuschließen und wenn sie auch ge- 
rennt marschieren, die Einheitsfront steht_und keine llacht N 
der Welt wird sie bezwingen können. Man will aber keine Ein- 
heitsfront unter Wels - Thälmann, sondern man will unter 
BE ergnE der 5.”.D, die sozialdemokratischen Anhänger 
unter das Diktat Thälmanns zwingen. Das Gefährliche aber für 
die Arbeiterschaft ist hierbei, daß die K.P.D. nicht merkt 
und nicht zugeben will, daß sie damit ganz die Rolle spielt, 
die ihr die Deutsche Allgemeine Zeitung" ,das Blatt der _ 
Schwerindustrie, bereits 1930 zugewiesen hat, wo sie schrieb, 
daß die K.P.D. geeignet ist, als Pfahl im Fleisch der mäch- 
tigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu wirken. 
Nun zu den von meiner Partei gestellten Verbesse- 
rungsanträgen zur re ee a ch verweise bei die- 
ser Gelegenheit auf die bereits am 28.4.1982 eingebrachten 
Anträge. Darüber hinaus fordern wir die Einrichtung einer 
Erwerbslosenfürsorge für erwerbslos Eamortene selbständiger 
dwerker. Die irtschaftskrise trifft nicht nur die Arbeit- 
nehmer im Sinne des 3 6,Abs.2 der Erwerbslosenfürsorgeverord- 
nung, Sondern bedroh% auch_ein groPer Teil selbständiger Hand- 
werker in ihrer Existenz. In sehr vielen Fällen trifft die 
Krise manchen Handwerker, von jeder Unterstützung ausgeschlos- 
sen, Schwerer als den Arbeiter selbst, weil ihm die Betriebs- 
mittel zur Fortführung seines Geschäftes infolge Auftrags- 
mangel geraubt werden. Dem soll durch eine Erwerbslosenfürsorge 
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angegliedert an die ee apahune vorgebeugt werden. 
ußerdem beantragen wir zu $4 der B.F.V., daß der 
Artikel ], Abs. 2 folgende Fassung erhält: | 
"Nichtsaareinwohnern, die Im Daargebiet geboren sind 
und die Saareinwohnerschaft schon besaßen, sie aber 
wegen mehr als einjährigem Aufenthalt außerhalb des 
Daargebietes wieder wrloren haben, kann die Fürsor- 
ge yaon „Penn der Aufenthaltsgenehnigung gewährt 
werden. 





Dauit soll ein schreiendes Unrecht gutgemacht werden, das 
darin besteht, daß der Arbeiter, der außerhalb des Saargebie- 
tes Arbeit aufgenommen hat und den saarländischen Arbeits- 
markt entlastete, nach Abwesenheit von länger als einem Jahr 
bei seiner Rückkehr damit gestraft wird, daß er nach den 
eigen Bestimmungen noch drei Nonate warten muß, um in den 

enuß der Fürsorge zu kommen. Nach der von uns vorgeschla- 
genen Form soll er vom Tage der Aufenthaltsgenehnigung, die 
ihm als ehemaliger Saareinwohner nicht versagt werden kann, 
die Unterstützung erhalten. Ya 

Zu $ 6 Absatz Z der E.F.V. beantragen wir die lor- 

te!" dreizehn" durch "acht" zu ersetzen. Damit soll erreicht 
werden, daß der ausgesteuerte Erwerbslose bereits nach einer 
Beschäftigung von acht lochen wieder in die Erwerbslosenfür- 
sorge aufgenommen werden kann. Die Herabsetzung von 13 auf 
8 „ochen ist nicht nur deshalb notwendig, weil der größte 

eil der Erwerbslosen, wenn sie ausgesteuert sind, nicht 
mehr in der Lage ist, 13 :iochen Arbeit zu finden, sondern um 
auch die Gemeinden davor zu schützen, auf krummen und gesetz- 
widrigen Wegen zu wandeln, um die von der Gemeinde beschäf- 
tigten Ausgesteuerten wieder vom Armensäckel herab in die 
Erwerbslosenfürsorge zu bringen. 

Zu dem vielumstrittenen $ 9 der E.F.V. beantragen 
wir, den Absatz 3, der lautet:"Soweit dazu Gelegenheit besteht, 
ist die Unterstützung von einer Arbeitsleistung aPnangie zu 
machen", zu streichen. Dieser Absatz sieht die Pflichtarbeit 
vor und wird von vielen, nicht allen Gemeinden im Interesse 
ihrer Finanzen mit Vorliebe angewandt, ohne zu bedenken,daß 
es besser wäre, die sog. Pflichtarbeiten als tarifmäßig be- 
zahlte ausführen zu lassen, um so den Erwerbslosen Gelegen- 
heit zu Ben, für ihre Familie vollen Arbeitsverdienst zu 
haben und die Arbeitstage zusammen zu bringen, die nach $ 6 
Absatz 2 notwendig sind. Um den finanziellen Ausfall der Ge- 
meinden durch „egfall der Pflichtarbeit wett zu machen, sind 
36 gemeindlichen Arbeiten im Sinne der produktiven !rwerbs- 
losenfürsorge Branson zu lassen. Bei dieser Gelegenheit ist 
aber auch die Hegierungskommission wieder an das durch den 
andesrat vores-Egte Arbeitsbeschaffungsprogramm zu erinnern. | 
Eine beträchtliche Summe der Ausgaben in der Erwerbslosenfür- A 
sorge könnte zu Notstandsarbeiten zu Gunsten und Auftrieb der 
gesamten Mirtschaft Verwendung finden. fe u 
A u» ll der E.F.V. beantragen wir die Ausschluß- | 
sätze wieder auf ihre frühere Höhe zu bringen. Durch die liereb- 
setzung der Ausschlußsätze sind die einzelnen Familien auf die u 
unger&renze gesetzt und weit über 20 Prozent aus der Erwerbs- 
osenfürsorge gedrängt worden. Var nehmen an, daß sich die . 
Hegierungskonni ssion der schrecklichen firkung ihrer Verfügung ni 
nicht bewußt war und erwarten umgehende er achung. .' 
‚Ebenso sollen in Ziffer 3 der I vom 11.3.1932 die, for- j 
te: Mietwert der eigenen !ohnung" gestrichen werden. Es ist ‚ 
nicht angebracht, daß dem Erwerbslosen mit seinem abgehungerten i 
infamilienhaus der NMietwert der eigenen \lohnung als Einkonm- | 
men angerechnet wird, solange ihm nicht auf der anderen Seite i 
eine Gegenleistung für die Auslagen zur VRRSKAMN FUnE, eines | 

äuschens j 
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Häuschens ger! wird. 

En.  Meiter ist es nicht angebracht, daß dem Erwerbslosen 
mit kleiner Landwirtschaft denselben Satz wie bei großen 
landwirtschaftlichen Betrieben mit 40 Franken pro _llorgen und 
Monat als Einkommen angerechnet wird. Der Erwerbslose ist 
nicht in der lage, die Düngemittel, das Saatgut und die Geld- 
mittel für Fuhrlöhne infolge Mangels des nötigen Viehes auf- 
zubringen. Gesellt sich noch eine lißernte hinzu, dann wird 
gerade der ‚Kleinbetri®b, oder besser. gesagt der Nebenbetrieb | 
am härtesten .getro fen. Deshalb beantragen wir, das Einkon- 
men landwirtschaftlicher Betriebe bis einschließlich 3 Mor- 
gen bei der Bedürftipkeitsprüfung außer Ansatz zu lassen. 

In keinem Falle ist aber die Anrechnung des Fin- 
Eogmene der Stiefeltern, Stiefkinder und Stiefgeschwister 
aufrecht zu erhalten, da diese dem BEWPFSRLONOR .gegenüng: 
keineswegs üpterheisöpilichtie sind. Neigern sich die Stief- 
eltern dem erwerbslosen Stiefkind den: Unterhalt zu gewähren, 
steht es mittellos da und die Gemeinde muß einspringen. Da- 

er beantragen wir Miedereinfügung der gestrichenen Ziffer VI: 


"Das Einkommen der Stiefeltern,Stiefkinder und 
Stiefgeschrister des Erwerbslosen bleibt bei der 
rüfung der Bedürftigekeit außer Betracht." 


In $ 12 der E.F.V. beantragen wir das Nbrt "sieben" durch 
"drei" zu ersetzen. Dies betrifft die Karenzzeit, die der 
Erwerbslose bei Antragstellung auf Erwerbslosenunterstützung 
durchzumachen hat. Dieselbe beträgt z.2t. allgemein 7 Tage. 
Die Sozialdemokratische Fraktion ist der Meinung, daß eine 
artezeit von drei Sagen vollständig genügt, da ın den 
meisten Fällen Kurzarbeit vorausgegangen ist _ und der Ab- 
satz 3, Ziffer 2, wonacha die Unterstützung mit dem Tage 
der Antragstellung true werden kann, wenn die Erwerbslo- 
sigkeit im ungittel aren Anschluß an Kurzarbeit von mindestens 
zweiwöchiger Vauer, infolge deren das Arbeitsentgelt um min- 
destens ein Drittel gekürzt war, nicht immer Anwendung finder 
ann. Venn wir die Ziffer 2 gestrichen haben wollen, wonach 
die Vartezeit verlängert werden kann, so_möchten wir vermie- 
den wissen, daß eine höhere Karenzzeit als drei Tage über- 
haupt einegführt werden kann. | \ 

E; > 19 der E.F.V. betrifft die Kurzarbeiterfürsorgs. 
Die bisherigen Bestimmungen der Anordnung über Kurzarbeiter- 
fürsorge wirken sich unsozial aus. So kann ein Arbeiter im, 
Monat 4 mal 2 Feierschichten, der andere drei mal drei, wie- 
der ein anderer 2 mal 4 Feierschehten verfahren haben. Nach- 

em aber in einer ’oche mindestens drei Feierschichten_ver- 
fahren sein müssen, um überhaupt Unterstützung zu erhalten, 
so ergibt sich aus vorstehendem Beispiel, daß mit 4 mal ? 
feieysSchichten der Kurzarbeiter keine Unterstützung erhält, 
der Zweite mit 3 mal 3 Feierschichten bekommt drei Tage Un- 
terstützung, während der Dritte mit_2 mal 4 Feierschichten 
vier lage, wenn mehr als zwei Zuschlagsberechtigten vorhanden 
sind, sogar 5 Tage Untere Wtgung erhält, obwohl er wie im 
ersten Falle auch nur 8 Feierschichten verfahren hat. Diese 
soziale Ungerechtigkeit soll durch unsere Forderung, die lau- 
tet:" Nach Zurücklegung der lartezeit nach $ 4 der Änordnung 
über Kurzarbeiterfürsorge v. 25.11.30 wird die Kurzarbeiter- 
unterstützung für jede Feierschicht ohne Einhaltung einer 

renzzeit gewährt." 

Zur Sozialversicherung der Erwerbslosen beantragen 
wir zu $ 21 Absatz 2 der E.F.V. folgende Fassung: 


"Die Gemeinde, die zur Gewährung der Erwerbslosen- 
unterstütz zuständig ist, hat aus Mitteln der 
Erwerbslosenfürsorge für die Kranken-, Invaliden-, 
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Invraliden-,Angestellten- und annppsohei ti chen 
EBLDBRVerHISTa rung der Erwerbslösen die vollen 
Beiträge zu entrichten. Für Ausgesteuerte, sowie 
solche Erwerbslose, die auf Grund der Bestimmungen 
der Erwerbslosenfürsorgeverordnung, die auf Grund 
der Bestimmungen der Erwerbslosenfürsorgeverordnung 
nicht in Fürsorge genommen werden können aber oh- 
ne eigenes Verschulden erwerbslos geworden sind, 
leistet die Tonne Sageneinne die vollen Beiträge. 
Die dadurch aufgewandten lüttel werden von der 
egieruneskommission voll rückersetzt." 


Damit soll erreicht werden, daß die Erwerbslosen, die ohne 
ihre Schuld - nur solche können Erwerbslosenunterstützun 
erhalten - ihre Arbeitsstelle, ihren Verdienst verloren ha- 
ben, nicht noch dadurch gestraft werden, daß sie durch den 
Verlust von Beiträgen re mit verkürzten Renten vorlieb 
nehmen müssen. Anderseits ist damit die Gefahr des Verlustes 
der Anwartschaft beseitigt. Aber nicht nur für die in Für- 
sorge genommenen Erwerbslosen, sondern auch für die Ausge- 
steuerten und für die ohne eigenes Verschulden erwerbslos 


ewordenen Arbeiter, die aber nicht in Fürsorge genommen wer- 


en können, soll die Wohnsitzgemeinde die vollen Beiträge 
zahlen. Da die Erwerbslosigkeit eine Erscheinung der alige- 
meinen lirtschaft ist, die Gemeinden je nach der Zusammen- 
BerzunE der Bevölkerung verschieden belastet sind und in 
allen Fällen die lüttel nicht aufbringen können, aber im 
Nichtversicherungsfalle und dem Verlust der Rente durch 
Nichtaufrechterhaltung der Anwartschaft mit der Armenunter- 
stützung einspringen müssen, sind die Kosten auf die landes- 
kasse zu übernehmen und der Gemeinde Rückersatz zu_leisten. 
Einiges zu Vorstehendem Gesagten trifft auf den folgenden 
und letzten Antrag meiner Fraktion in verstärktem liaße zu, 
wo wir beantragen, daß in 3 28 der E.F.V. die lorte " in 
Höhe von fünf Sechstel" durch die orte " in voller Höhe" 
zu ersetzen sind. 

. Die Betreuung der Erwerbslosen durch die Erwerbs- 
losenfürsorge ist grundsätzlich Sache des Staates und nicht 
der Gemeinde. Daher ist es auch Aufgabe _des Staates, die 

ierfür notwendigen Mittel bereitzustellen. Die Auffassung, 

aß die Gemeinde mit einem Sechstel an der Erwerbslosenfür- 
sorge interessiert werden müsse, um zu verhüten, daß nicht 
planlos jedem Erwerbslosen Unterstützung gewähr! wird, ist 
überholt und hinfällig. Die Entscheidung der Unterstützungs- 
gBerüge liegt bei der übergeordneten neutralen Stelle, beim 
Arbeitsnachweis. Gegen Überzahlung der Unterstützung durch 


die Gemeinden wirken planmäßig Revisionen denen sich, wie 


zu 
eingangs gesagt, noch Vertreter der Abteilung für Öffentliche 
Arbeiten zugesellt haben. Die Gemeinden müssen aber auch des- 
halb von den lasten der Erwerbslosen und Kurgarbeiterfürsorge 


efreit werden, weil sie einfach nicht mehr in der a 
iese für die Zukunft zu be un und zweifellos ihren 

gegen gehen. Einzelne Gemein 

Ö 


Ä Im weiteren stimmen wir den übrigen gestellten 
Anträgen, besonders der Übernahme der Gesamtkosten der !ohl- 


ahrtserwerbslosen auf die landeskasse und Bla; enetellung der 
egen 


: fahrtserwerbslosen mit ihren übrigen erwerbslosen Ko 
u. 


(Bravo-Rufe der Sozialdemokraten!) 


> 


uin ent- 
en im Saargebiet sind finanziell 
on zusammengebrochen und haben ihre Zahlungen einpgesellt. 
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Yorsitzender: Das Vort hat Herr Abgeoräneter lorenz! | m 
ibg. Lorenz (KP): Meine Dame und meine Herren! Bevor ich zu der ii 
Zar jur Stellung nehme, muß ich noch ein fort den National- 
‚sozialisten green. Nach _ den Ausführungen des Abg. Baltes in 
der latzten Sitzung soll den Kommunisten die Spuke ausge- 
blieben sein. Ich Stelle fest, daß dem nationalsozialisti- 
schen Abgeordneten die Spuke wegbleibt, weil er nicht weiß, 
wo sein Kollege ist. _ | | 
Dann noch ein Mort zu den Ausführungen des Herrn 
Lieser. Er glaubt wohl hier eine lahlrede halten zu müssen. | 
r stellen fest, daß in der Frage der Unterstützung der 
Ausbeutung der Verktätigen des Saargebietes zwischen Zentrum 
und der Sozialdemokratischen Partei kein Unterschied besteht. 
Noch. eine. Zrggo. Herr Lieser hat die Erwerbslosen 
als Faul enzen beschimpft. Ich brauche nur zu erinnern an 
ie vorige Vollversam g, in der bestätigt wurde, daß Ihr 
zu den ozialdemokraten), eine soziale MEINE gewesen Seid. 
r unterstreichen das. lär diskutieren nicht darum,ob in, 
der Regierungskommission 1 % SPD und_99 % Zentrumsleute sind. 
In einer großen öffentlichen VerBammLung war den Sozialdemo- 
kraten die Frage he ie worden, was Valentin Schäfer für 
die Erwerbslosen mache, und darauf sagte Natth.Braun, er 
muß die Verordnungen der Regierungskommission durchführen, 
weil er Beamter der Regierungskommission ist. Das ist ge- 
Bprochen worden von einem Parteivorsitzenden. Wenn die 
DAP. schreibt, die BEE REDE Sran ehe Taulonner, 
so hätten wir gerne gehört, was_die Nationalsozialisten _ 
zu der veringe zu Sagen haben. In den Versammlungen schreien } 
sie, das deutsche Volk ist unterdrückt und zu seiner Befrei- | 
ung haben sie sonst keine Forderung als die, daß Adolf Hit- 
ler hierherkomnt. \ür sind der Auffassung, daß die use 
tion, die hier getrieben wird, keine grundsätzliche Opposi- 
tion gegen die hegierung und ıhre Notverordnungen ist,Son- 
dern ein Scheinmanöver, um der Negierungskommission die 
Durchführung der Notverordnung zu erleichtern. Am Freitag 
war eine Besprechung zwischen den Parteien und der Regie- 
rungskommission. \en hat man benachrichtigt ? Alle Großkauf- 
leute und sonstige Millionenverdiener, damit sie alle Vor- 
Zee bangen treffen können, und den Arbeitern hat man nichts 
gesagt. Und hier stellen sich Lakaien der Bourgeoisie hin 
und protestieren zum Schein dagegen, daß eine neue Notrer- 
ordnung kommt. \an hat am Montag noch. gesagt, wir sind 
überrascht. Aber ich frage,wo liegt die Überraschung, wenn j 
diese Leute schon Tage vorher benachrichtigt sind ? Wenn 
von den Erwerbslosen gesprochen wird und von der sozialen 1 
Bnaellung, so glaube ich, Herr Lieser von der SPD., da | 
die Tatsache, daß unser Fraktionsgenosse L'hoste von Ihren j 
Freunden derart denunziert wurde, daß er kaum imstande ist, 
sein Arbeitsverhältnis zu halten, Ihre soziale Einstellung N 
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im wahren Lichte zeigt. Die Kommunistische Partei sagt den | 
Proleten, schmiedet die Einheitsfront, im Betrieb, in der n 
rkstatt, an der Stempelstelle, auf dem Dorf und in der W 
Stadt. Den Witwen hat man das letzte genommen, die Klein- 
gewerbetreibenden brechen zusammen, den Kleinbauern raubt | 
man die letzte Kuh, das Leben bedeutet für diese_armen 
Menschen nur noch Not und Hunger. \an raubt dem Erwerbslosen 
alles, was er hat, um ihn so in die Arme der Arbeitsdienst- 
pflicht zu treiben. Wie man die Armsten der Armen in Ab- 
ängiekeit behalten will,dürfte folgendes beleuchten: Ich 
habe erfahren, daß man die entlassenen BbrasgoFnngenen 
nmittelbar an der Lerchesflur ansiedeln will. Was bedeutet 
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as ? Man will den Gefangenen noch nach seiner Strafverbüßung 
merken lassen, daß er ein sogenannter Geächteter dieser Ge- 
sellschaftsordnung ist. 
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Zur Frage der Pedürs tigkeitsprüfung | t 
der Erwerbslosen-und Armenunterstü Bung durchgeführt wird, 
erwähnte ich gehen einen Fall von Fürstenhausen- wo ein 
Sohn seinen 7 jährigen Vater vor Gericht verklagen sollte 
aufgefordert von der Megierungskommission. ir fordern,daß 
die Erwerbslosenunterstützung vom lage der Erwerbslosigkeit 
bis zur Wiederaufnahme der Arbeit gesahlt werden muß. Vor 
einigen lagen kam es hier an der Stempelstelle zu_ einer 
blutigen Augeinanderse tzung provorier ‚von NSDAP-Partei- 

nhänger und der Polizei. Mir machen die Regierungskommis- 
sion darauf aufmerksam, daß sich die Erwerbslosen Saar- 
brückens eine solche b age Provokation nicht noch einmal 
ohne die BeTmendige Antwort gefallen lassen. Solche Provo- 
kationen und das Herrschen mit dem Gummiknüppel können 
nicht vertuschen die Angst der Regierungskömmission und 
der herrschenden Klasse vor den ee ee Sie 
wird die kommende Abrechnung auch dadurch nicht verhüten 
können, wenn sie verbietet, daß Arbeiter in schwarzen Hen- 
den herumlaufen. 

Mir als Kommunisten erheben erneut unsere Forde- 

pungen, die wir des öfteren gestellt haben. MW liegt die 

schen | in der heutigen Sitzung, wenn man überhaupt 
davon sprechen kann, daß sie die Parteien von den National- 
sözialisten bis zu den Sozialdemokraten vor den Tribünen- 
besuchern hier ein Theater aufführen, um die Leute an der 

Stange zu halten, um der Negierungskommission die Möglich- 
keit zu geben, ihre schmachrolle Politik zur Durchführung 
gu bringen. So wie hier im Farlament die Parteien von den 

ozialdemokraten bis zu den Nationalsozialisten sich ein- 
ander in die Hand spielen, so machen es die unter ihrer 

Führung stehenden Gewerkschaften auch im Betrieb. Nehmen 

ie die Arbeiterbejratswahlen bei der Eisenbahndirektion. 

a haben sich das Zentrum, die christlichen und die refor- 
mistischen Gewerkschaften in gone inagmen Verhandlungen 
abgesprochen über die Besetzung der Stellen und einer hat 
zu Gunsten des andern Kandidaten verzthtet. Das sind nur 
weitere Deispiele, die zeigen, wie ist, den Nas- 
sen den einzig richtigen leg zu zeigen, die Einheitsfront 
zu schnieden im Betrieb, an der Stempelstelle, auf dem 
Lande gegen Lohnraub, gegen Abbau der Erwerbslosenunter- 
stützungen, Abbau der Nentenbezüge usw.. Jene Mitwe von 
Bous, der man auf Grund der Brüning'schen Notverordnung 
35.-Mark von ihrer Pension gestrichen hat, und die jetzt 
nichts mehr bekomnt, jener Erwerbslose, der keine Arbeits- 
losenunterstützung mehr bekommt, jener Betriebsarbeiter, 
lem man Feierschichten verordnet," dem man den Lohn abbaut, 
jener Kleingewerbetreibende, der unter der Steuerlast zu- 
Sammenbricht. Sie sind die, die schließen müssen eine Ein- 
heitsfront zum Sanpze gegen ein System, das nichts kennt 
als Hunger und Ausbeutung und für eine Handvoll Menschen 
ein Leben in Freuden. _ 

SER Die von sozialdemokratischen Kreisen sehr pro- 
tektierte Volkshochschule in Saarbrücken, ‚hat in der vori- 
gen Woche Handzettel verteilt, worin die Junger werbslogen 
aufgefordert wurden, sich zu: freiwilligen Arbeitsdienst 
zu melden, daß sie dafür 50 Centimes erhalten würden und 
das Essen. Wenn der jugendliche Erwerbslose nichts mehr zu 
essen hat, keine DIUREE ITEUDE bekommt, wenn sein Vater 
krank oder pensioniert ist und ihn nicht mehr ernähren kann, 


ann spricht man von "freiwilligem " Arbeitsdienst. 
dem brutalen Unterstützungsraub nimmt man den 
Erwerbslosen aber auch das Allerletzte weg. Einen sehr au- 
ten Vorgeschmack des freiwilligen Arbeitsdienstes haben 
wir bereits in der Durchführung der Pflichtarbeit in den 


Gemeinden. 


‚ wie sie zur Gewährung 
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Gemeinden. ir sagen, wenn man das alles sieht, dann muß man 
die Frage stellen, genügt es, daß man einfach Opposition 

mimt und tausendundeinmal der Obrigkeit erklärt, daß man be- | 
reit ist mitzuarbeiten. Wer sich der Regierungskommission ’ 
gegenüber bereit erklärt, mitzuarbeiten an den Unterdrückungs- | 
maßnahmen, wie das auch Herr Schmelzer immer wieder zum Aus- i 
druck bringt, der hat sich nach unserer Meinung das Recht 
verwirkt, Sich hier aufzuspielen als Kämpfer für das Deutsch- 
tum im Saargebiet. Ich habe bereits in der letzten Pi tmung 
erklärt, der Ausgang der Lausanner Konferenz bedeute nich 
nur für das deutsche Volk, sondern auch für die werktätige 
Bevölkerung des Saargebietes eine neue ungeheure_Belastung | 
und da kann man nicht einfach, wie das der Herr Präsident 
heute morgen besonders beliebt zu tun, den kommunistischen 
Abgeordneten Ordnungsrufe erteilen. 


- Glocke des Vorsitzenden - | ! 


orsitzender: Sprechen Sie zur Sache, sonst muß ich Ihnen das lort 
entziehen. | 






| 
be. Torenz fortfahrend: In Verbindung mit der Erwerbslosenfürsorge 
sind wir der Meinung, auch darauf hinweisen zu müssen,daß man 
einmal in der Sorge um die Ernährung nicht vergessen Soll, 
die Sorgen um die Erhaltung des Lebens der Arbeiter und An- i 
gestellten. Ich wollte heute morgen anfragen, was die Regie- | 
rungskommission zu tun gedenkt, um das Leben der Arbeiter j 
zu Schützen und ob sie In Zanlgen, die verbrecherisch mit j 
dem Leben der Merktätigen umgehen, zur Verantwortung und, 
Bestrafung ziehen will. Beim Zusammensturz eines Hauses in | 
adgassen kamen drei Arbeiter ums Leben. Das Gericht hat 
festgestellt, daß auf Anweisung der Bauleitung eine Mischung | 
beim Bauen verwendet wurde, die diese Katastrophe voraus- | 
sehen ließ. Das Urteil in diesem Prozeß ist einfach hahne- 4 
büchen zu nennen. _ A 
Wie will die Regierungskommission das Leben der A 
Arbeiter sichern? | 
ie Forderungen, die unser Redner heute morgen i 
aufgestellt hat, sind die Forderungen auf Grund deren wir 
den Kampf der Millionenmassen mobilisieren müssen. Knox wird 
uns diese Forderungen nicht als Geschenk in die Arme legen, | 
sondern die Forderungen, die wir in der ersten Sitzung bezgl. j 
der Erwerbslosenfürsorge sowohl in der Arbeitsbeschaffung 
aufgestellt haben als auch bezgl. der Bedürftigkeitsprüfung, i 
müssen wir uns erkämpfen. 1 
‚Mir sind der Auffassung, nicht Pflichtarbeit,son- | 
dern Arbeit bei Bezahlung der Tarıflöhne, das sind die For- 
| 


Berungen. die wır gestellt haben und immer wieder stellen 


werden. für als die Beauftragten der Werktätigen lassen kei- 


W PwoZ 


\ 


ne Frage, diea unsere Wähler interessiert, außer Acht,darum | 
darf nicht unerwähnt bleiben, ein Arbeiter,der sich durch " 
Hungern und Darben ein Häuschen erspart hat, vor der Tat- _ 1 
sache steht, heute als 72 jähriger, pensionierter Vater,seinen | 
43 gabrı Ben Sohn unterhalten soll, und zwar daß er eine Hy- N 
re ek auf sein Häuschen nehmen soll, um seinen 43 jährigen 1 
ohn miternähren zu können. In ein paar Jahren hat er in die- m 
sem Falle nichts mehr zum Leben und dann kommt das soziale | 
Herz der Regierungskommission zum Vorschein,und sie werden u 
ihn dazu in einen ausrangierten Eisenbahnwaggon einquartieren. N 
. Um zum Schluß zu kommen, was: die Hegierungskommis- \ 
sion _befürchtet,-das ist die Rebellion der- Arbeiter,sie wird j; 
den Sturm und die Abrechnung zwar hemmen aber nıcht auf- I 
| 
| 


vr 


halten können. 


(Lebhafte Bravo-Rufe’ der Komminitssteh) ) 
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rsitzender: Das Vort hat Herr Regierungsrat Germann! 


elorungsrat Germapn: Meine ‚ans und meine Herzen! Wenn der Herr 

EOELUnE TUR UTESHELEEHE RRVEPEAR ZWET Bette AükmnäntidrE 
habe, üm das Arbeitsamt zu überwachen, so trifft das nicht 
zu. Diese beiden Beamten sind dem Arbeitsamt unterstellt 
und werden lediglich zur Kontrolle in der Erwerbslosenfür- 
sorge verwandt. 


den die Minsche und Peschwerden der Erwerbslosenfürsorge 


sachgemäß bearbeitet und der Negierungskommission vorgetragen. 


rsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Braun! 


e, Braun(SPD): Meine Dame und meine Herren! Ich will nur ig e 


s seine weiteren Ausführungen anbelangt, so wer- 


ze Bemerkungen zu den Ausführungen des Abg.Lorenz machen. 
Der Herr Abgeordnete Lorenz hat die Frage Breit, ob wir 
uns eine Einheitsfront mit ihm vorstellen könnten. Nein,das 
können wir uns nicht vorstellen, daß zwischen dem hysterischen 
und von keiner »achkenntnis getrübtem Geschrei dieses Herrn 
uns unserer sich emsthaft bemühenden und kampfentschlossenen 
Arbeit eine Einheitsfront möglich ist. 


(Zuruf der Abg. Frau Hermann(KP): Blödmann! ) 


Im übrigen möchte ich dem Herrn Abgeordneten Lorenz bemerken, 
wenn hier zu der Erwerbslosenfürsorge gesprochen werden soll, 
dann gehe ich ihm den ie Rat, sich ein wenig _bescheidener 
aufzuführen, denn die Erwerbslosenfürsorge des Landes,das_ sie 
als das Vaterland der Arbeiter und Pauern nennen, ist noch be- 
deutend schlechter als die Erwerbslosenfürsorge der Saarregie- 
rung. 


(Widerspruch und Unruhe bei den Kommunisten) 


(Zurufe der Kommunisten: In Rußland gibt ie 
rwerbslosen! 


Die Saarregierung hat dieselben Prinzipien angewendet, wie es 
die russische Regierung goten hat, nur mit dem Unterschied ‚daß 
die Saarregierung 50% aller Erwerbslosen als nicht me 
existenzberechtigt bezeichnete, indem sie die Ausschlußsätze 
herabsetzte, während Rußland durch Aufhebung er Er- 
werbslosenfürsorge alle Erwerbslosen als nicht existenzberech- 
tigt erklärte. 


(Zustimmung bei den Sozialdemokraten. Widerspruch bei 
den Kommunisten. Große Unruhe im ganzen Hause. 


Es ist eine feststehende Tatsache ‚daß die verschiedensten Nirt- 
schaftskenner,nicht nur unserer Richtung, sondern auch anderer 
Richtungen, wiede rholt bestätigt haben, daß die Zahl der Br- 
werbslosen in Rußland in die Millionen geht. 

(Große Unruhe bei den Kommunisten und auf den Tribünen! ) 


(Zuruf eines komm.Abgeordneten: Hände weg von der 
Sowjet-Union 1). | 


- Glocke des Vorsitzenden - 


rsitzender: Auf der Tribüne muß Ruhe herrschen,sonst lasse ich sie 


raumen. 


Abg, Lorenz 
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ihg. Braun (SP)fortfahrend: Dem Herrn Iorenz möchte ich noch sagen, 
daß _ wenn man Zitate gebraucht, man diese auch richtig angeben 
soll und daß man ferner wissen muß, von wem die Zitate stam- 
men, aber nicht, daß sie draußen auf dem lande und in ihrer 
Presse paserem Parteivorsitzenden die Torte zuschieben, wir 
müßten Arzte sein am Kapitalismus, der Wortlaut muß lauten: 
Arzt an der Mirtschaft! Und diese Worte wurden gebraucht von 
unseren Geschäftsführer Tarnow. Und das wollen wir sein mit 
aller Schärfe:Arzt_an der firtschaft. An der Wirtschaft, an 
der Millionen von Proletariern interessiert sind, wollen wir 
ee’ sein und werden wir sein, wenn wir auch die Hilfe der 
ommunisten nicht haben werden, 





Im übrigen darf ich darauf aufmerksam machen,daß j 
wir uns die Einheitsfront des Froletariats zum Sangı gegen 
die Generalregierung in Deutschland und gegen die National- 
sozial,sten nicht vor BtgLien können von Leuten, die ihre 
ganze Vermehrung in der hen sehen, in der Art der niede- 
ren Lebewesen. Die S a,tuhesten enzen Sind alles andere wie 
geri et, die Einheitsfront zu schaffen, und Gar. SEP DBgRnE 

er Kommunistischen Partei seit_der zweiten Präsidentenwahl 
hat genügend bewiesen, daß das deutsche Proletariat trotz. 
hysterischen Geschreies des Herrn Lorenz und seiner Partei- 
genossen Sehr genau weiß, wo wirklich die Einheitsfront zu 
Suchen ist, nämlich tn der eisernen Front. 


(Zustimmung bei den Sozialdemokraten) 


(Widerspruch und lärm bei den Kommunisten) | 


rsitzender: Zu den Punkten 11, 12, 13, 14 und 15 sind Gutachten 
abgegeben worden. Fa; 
Die Punkte 16,17 und 18 stehen noch offen. 


(Zurufe;: Mir stimmen zu !) 
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Ich stelle fest, daß diese Punkte einstimmig angenommen | 
werden. | 


Ich schließe damit die Sitzung. 
Schluß 13 Uhr 30 Minuten. 
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